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Einleitung

Von Annegret Falter und Dieter Deiseroth

Es geht noch einmal um den sogenannten Fall Herbst und die Lehren, die daraus zu ziehen sind.
Denn die Handlungen und Unterlassungen, die Entscheidungen und Urteile, die das mutige Ver-
halten der Tierärztin Dr. Margrit Herbst zu einem "Fall" gemacht haben, drängen verallgemeine-
rungsfähige Folgerungen geradezu auf.

Zur Erinnerung1:
Frau Dr. Herbst war bis zu ihrer fristlosen Entlassung im Jahre 1994 Angestellte des Kreises Se-
geberg (Schleswig-Holstein). Sie wurde als Tierärztin beim Fleichhygieneamt beschäftigt und
war im Schlachthof Bad Bramstedt eingesetzt. In dieser Eigenschaft hat sie seit 1990 zuerst
amtsintern, dann öffentlich auf Symptome bei von ihr untersuchten Schlachtrindern hingewiesen,
die ihrer Ansicht nach auf eine BSE-Erkrankung hindeuteten. Sie befand sich dabei u.a. in Über-
einstimmung mit den Vorgaben der Bundesforschungsanstalt für Viruserkrankungen der Tiere
(BFAV) zur „BSE-Diagnostik“ vom 28.4.19922. Darin heisst es: „Klinisch zeigen BSE-infizierte
Tiere Änderungen im Verhalten oder Temperament mit zunehmenden Koordinationsstörungen
und schließlich Festliegen“.

Nachdem ihre internen Warnungen und Interventionen nicht dazu führten, dass die von ihr in
ihren klinischen Diagnosen ermittelten Verdachtsmomente medizinisch zuverlässig ausgeschlos-
sen wurden, und die betreffenden Schlachtrinder weiter in die Nahrungskette gelangten, äußerte
sie ihre Bedenken schließlich öffentlich. Nach etlichen Abmahnungen wurde sie aufgrund eines
Fernsehinterviews von ihrem Vorgesetzten, dem Landrat des Kreises Segeberg, Georg Gorrissen,
1994 fristlos entlassen. Die Begründung lautete im Kern, sie habe gegen ihre Pflicht zur Amts-
verschwiegenheit verstoßen. Arbeitsgerichtliche Klagen blieben erfolglos. Frau Herbst wurde
arbeitslos und in der Folge frühverrentet.3

Frau Dr. Herbst gab in der Sache nicht auf. Sie schlug weiter Alarm.

Die BSE-Erkrankung von Rindern und ihre mögliche Übertragung auf Menschen, die verseuchtes
Rinderfleich essen, wurden im Laufe der 90er Jahren zu einem gesamteuropäischen Skandal.
England war das negative Musterland. Auch in der Bundesrepublik, in der fast alle Experten sich
der „BSE-Freiheit“ der Viehbestände sicher waren und sich damit brüsteten (vgl. Dok. 22 und
Dok. 23 ), wurden nach 1998 weit über 100 Fälle aktenkundig und öffentlich eingeräumt. Dank
der dadurch geweckten allgemeinen Aufmerksamkeit wurden die Entlassung von Frau Herbst
und der amtliche Umgang mit ihr von einer breiteren Öffentlichkeit zunehmend registriert. Nicht
wenige Personen und Institutionen meldeten ihre Sympathie mit Frau Herbsts Verhalten an, da
sie offenkundig aus Sorge um die Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger ihre eigene Karriere,

                                                
1 Der Fall wurde von Dieter Deiseroth in einer im Berlin-Verlag publizierten Studie eingehend untersucht und
  analysiert. Auf dieses Buch und die dort präsentierten Dokumente wird im Folgenden fortlaufend Bezug ge-
  nommen, um Wiederholungen zu vermeiden: Dieter Deiseroth, Whistleblowing in Zeiten von BSE, Schriften
  reihe der VDW "Wissenschaft in der Verantwortung", Berlin 2001
2 Der Wortlaut dieses Dokuments ist abgedruckt in: Deiseroth, a.a.O., S. 85 - 91
3 Zum genauen Ablauf vgl. Deiseroth, a.a.O., S. 17 ff
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ja ihre gesamte berufliche Existenz riskiert hatte. So wurde nicht nur die Forderung nach Wieder-
einstellung von Frau Herbst an ihren früheren Arbeitgeber, den Landkreis Segeberg, sowie an den
Petitionsausschuss des schleswig-holsteinischen Landtages herangetragen (Dok. 25 und Dok. 24).
Darüber hinaus entstand auch die Idee, Frau Herbst als Kandidatin für die Verleihung des Bun-
desverdienstordens durch den Bundespräsidenten vorzuschlagen. Der Bundespräsident leitete
diese an ihn herangetragene Anregung – wie in solchen Fällen üblich - an die Ministerpräsidentin
des Landes Schleswig-Holstein zwecks Unterbreitung eines entsprechenden förmlichen Vor-
schlages weiter. Die schleswig-holsteinische Staatskanzlei hat den Ordensvorschlag auch erwo-
gen. Im Juni 2002 hieß es dann aber: "Die Staatskanzlei des Landes Schleswig-Holstein hat nach
sehr sorgfältiger Prüfung...das Prüfverfahren abgeschlossen. Nach dem nunmehr vorliegenden
Ergebnis sieht sich die Ministerpräsidentin von Schleswig-Holstein zu ihrem Bedauern nicht in
der Lage, dem Herrn Bundespräsidenten einen Ordensvorschlag zu unterbreiten." (Dok. 28)

Das ist in schmuck- und bewertungslosen Worten aktuell der Stand der Dinge.

Die VDW hat zusammen mit der IALANA und der „Ethikschutzinitiative“ Frau Dr. Herbst Ende
letzten Jahres den „Whistleblower-Preis“ verliehen. Die aus Anlass dieser Würdigung gehaltenen
Ansprachen einschließlich der Laudatio sind in Teil I. dieses Bandes dokumentiert. An Hand der
hier vorgelegten ausführlichen Dokumentation, die auch die „Wirkungsgeschichte“ der Preisver-
leihung mit umfasst, kann sich der Leser selbst ein differenziertes Bild über den seitherigen Ver-
lauf des „Falles Herbst“ und den aktuellen Stand der Dinge machen. Uns scheint der gesamte
Vorgang wissenschaftlich und politisch so brisant und aussagekräftig zu sein, dass wir diesen
Dokumentationsband nicht zuletzt für die Mitglieder und Förderer der Organisationen, die den
„Whistleblower-Preis“ gestiftet und verliehen haben, aber auch für weitere Interessierte über die-
sen Kreis hinaus für publikationswürdig halten. Darum möchten wir an dieser einleitenden Stelle
auch kurz die unseres Erachtens wichtigsten Dimensionen des „Falles“ Herbst vorab zusammen-
fassend erörtern.

Dimension I: Organisierte Wahrnehmungsverweigerung

Ebene 1: Das ist das Prekäre und Spannende am heutigen Wissenschafts- und auch Politikbetrieb,
dass die wissenschaftlich-technologisch zu produktiven und reproduktiven Zwecken von Men-
schen in Gang gesetzten Entdeckungen, Prozeduren und Erfindungen, so sehr sie im Detail häufig
höchste Genauigkeit besitzen, im Kontext von und in Kombination mit unüberschaubaren, ihrer-
seits zusammenhängenden anderen Faktoren zunehmend unkalkulierbar werden. Darum ist je-
weils alles Denkmögliche und menschlich Praktizierbare zu tun, um frühzeitig mittel- und lang-
fristige Wirkungen und Implikationen zu erkennen und auf sie nötigenfalls rasch einzuwirken.

Im Unterschied zu einer solchen Weitung wissenschaftlich fundierter - und Wissenschaften fun-
dierender - Vorstellungskraft, die, auch im Kant´schen Sinne, allein urteilsfähig macht, herrscht
weithin „organisierte Wahrnehmungsverweigerung“ (Hans-Jochen Luhmann)4. Der „Fall Herbst“
illustriert das prägnant.

                                                
4 Jochen Luhmann, BSE-Nachweis: Amtliche Blindheit von Gericht und EU-Lebensmittelamt festgestellt oder
  Die Sorge, durch die Wahrnehmung eines Verdachts eine wirtschaftliche Katastrophe auszulösen,
  in: H.-J. Luhmann, Die Blindheit der Gesellschaft. Filter der Risikowahrnehmung, München 2001
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Entscheidend bei dem, was Frau Dr. Herbst als wissenschaftlich ausgewiesene Tierärztin seit
1990 mit wachsender Sorge wahrnahm, notierte und ihren Kollegen und Vorgesetzten mitteilte,
ist nicht, ob sie in jedem Einzelfall oder insgesamt mit ihrem Befund Recht hatte. Entscheidend
ist vielmehr, dass sie nicht eindeutige Symptome an den Rindern beobachtete, die ihre begründete
Sorge erregten. Statt dieser ihrer Sorge im vollem Umfange nachzugehen, statt die klinischen
Diagnosemöglichkeiten an den Rindern für sie und andere auszuweiten und zu verbessern, schnitt
man ihr die Beobachtungschancen systematisch ab, wies ihr einen anderen Aufgabenbereich zu
und war allenfalls bereit, in einigen wenigen Fällen Untersuchungsmaterial zur histopathologi-
schen Überprüfung an Prof. Pohlenz an die Tierärztliche Hochschule in Hannover zu senden -
ohne auch nur dafür zu sorgen, dass das Material in einem angemessenen Zustand war und ohne
die erhobenen klinischen Befunde im erforderlichen Maße mitzuteilen. So veränderte und mini-
mierte man die Möglichkeiten für wissenschaftlich begründete Wahrnehmungen, die quer zu den
Wahrnehmungsmustern, Einschätzungen und Interessen derjenigen lagen, die den Bramstedter
Schlachthof betrieben bzw. kontrollieren sollten.

Als sich das gelieferte Material als untauglich für eine eindeutige Diagnose erwies, bestand we-
der die Verwaltung des Kreises Segeberg noch der Wissenschaftler Pohlenz (oder einer seiner
wissenschaftlichen Mitarbeiter - hatte er keine?, fragt der lesende Bürger) auf geeignetem Unter-
suchungsmaterial (was leicht zu beschaffen gewesen wäre). Es wurde so nicht etwa der von Frau
Herbst geäußerte Verdacht nach Kräften abgeklärt, sondern - nachdem die Vorgänge publik ge-
worden waren - statt dessen sogar der Wortlaut der Diagnosen für einen Bericht an das Landes-
parlament manipuliert5. Von Seiten der Wissenschaft wurde nicht verhindert, dass Ergebnisse mit
beschränkter Aussagekraft zur allgemeinen Verharmlosung missbraucht wurden.

Ebene 2: Bis heute versucht man, die Legitimität aller gegen Frau Herbst gerichteten Handlungen
und Entscheidungen mit dem Argument zu begründen und zu rechtfertigen, die ihr seinerzeit auf-
gefallenen Rinder seien "in Wirklichkeit" BSE-frei gewesen (z.B. Dok. 26). Die Problem-
Wahrnehmungssperre erstreckt sich bis heute auch auf diesen Punkt: dass es darauf nicht an-
kommt.

Denn dass BSE-Verdachtsmomente seinerzeit nicht zu leugnen waren, hat das OLG Schleswig,
das höchste Zivilgericht im Land Schleswig-Holstein, in seinem sorgfältig begründeten Urteil
vom 23.5.1997 überzeugend und nachvollziehbar festgestellt. Wir möchten dies durch das fol-
gende Zitat nochmals in Erinnerung rufen:

Es „konnte sich (nicht nur) für die Beklagte (= Frau Dr. Herbst) der Verdacht aufdrängen, daß
den staatlichen Stellen durchaus im Einklang mit den fleischerzeugenden und –verarbeitenden
Betrieben sehr daran gelegen war, einen amtlichen BSE-Nachweis wenn irgendmöglich zu ver-
hindern. Wenn vereitelt wurde, daß die der sachverständigen Beklagten aufgefallenen Tiere sach-
gerecht medikamentös getötet oder lebend zum IPTH nach Hannover geschickt werden konnten,
wenn trotz der nicht eindeutigen und damit unsicheren Befundergebnisse keine weiteren Untersu-
chungen durchgeführt wurden, wenn die Beklagte schließlich gegen ihren Willen aus dem Stall
ans Band versetzt worden ist und ihr damit die Möglichkeit genommen wurde, bei der klinischen
Lebenduntersuchung weitere BSE-Verdachtsmomente festzustellen, und wenn die Untersu-

                                                
5 Vgl. dazu im einzelnen Deiseroth, a.a.O.,S. 58 f
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chungsergebnisse im MELFF6-Bericht öffentlich verharmlost wurden, dann durfte sich die Be-
klagte (= Frau Dr. Herbst), die als wissenschaftliche Expertin um eine Stellungnahme gebeten
worden war, in der geschehenen Weise und in durchaus zurückhaltender Form öffentlich äu-
ßern.“7

Angesichts dieses Urteils kann man zum Beispiel den folgenden Briefwechsel nur noch mit
Kopfschütteln quittieren (Dok.14, 15 u. 16):

Die stellvertretende FDP-Franktionsvorsitzende im Kieler Landtag, Frau Dr. rer.nat Happach-Kasan, formuliert noch
am 19.10.2001 in einem Schreiben an Dieter Deiseroth: "Ich kann nicht erkennen, warum jemand ausgezeichnet
wird, der einen Verdacht äußert, der nicht bestätigt wird." (Kopie an Landrat Georg Gorrissen.)

Dieter Deiseroth schreibt am 30.11.2001 zurück:
"M.E. liegt das Zentralproblem des "Falles Dr. Herbst" nicht darin, ob Frau Dr. Herbst damals (seit August 1990)
BSE-Erkrankungen an Schlachtrindern im Schlachthof Bad Bramstedt zutreffend diagnostiziert hatte oder ob sich
ihre Diagnosen nachträglich - Jahre später - als falsch herausstellten. Vielmehr sehe ich das Zentralproblem darin,
wie damals mit den von Frau Dr. Herbst bei der Schlachttieruntersuchung ... ermittelten BSE-
Verdachtsmomenten im Schlachthof und von den verantwortlichen Stellen umgegangen worden ist. Daraus
könnte für die Zukunft zu lernen sein, insbesondere in Hinblick auf den Umgang mit sog. Whistleblowern."

Darauf Happach-Kasan am 12.12.2001: "Als Abgeordnete ist für mich schon von Bedeutung, ob die Diagnosen von
Frau Dr. Herbst richtig waren. Alarm zu schlagen auf der Grundlage von Fehldiagnosen scheint mir nicht beson-
ders auszeichnungswürdig zu sein, auch wenn bei so schwierigen Diagnosen das Recht auf Irrtum zuzugestehen ist.
Zur Frage des Umgangs mit ihr (sic! d.Vrf.) werde ich gern Ihr Buch lesen."

Dimension II: Unsicherheit und Verantwortung in der Wissenschaft

Die BSE stellt eine Gefahr mit vielen Unbekannten dar. Unbekannt sind unter anderem immer
noch ihre Ursachen; nicht zureichend gesichert ist die Übertragbarkeit der Krankheit via Fleisch-
verzehr kranker Rinder auf den Menschen; ebenso ist alles andere als eindeutig, wie die Krank-
heit und die einzelnen Teile ihres „Syndroms“ zwischen den Rindern übertragen werden. Wann
schließlich beim Rind feststellbare Krankheitssymptome auftreten, ist auch nicht gewiss.

Dies weiter zu erörtern, kann nicht Sinn unserer Einleitung sein. Wohl aber scheint uns eindeutig,
dass es erforderlich ist, vermeintlich sichere Ergebnisse mit Vorsicht und der Distanz des metho-
dischen Zweifels zu präsentieren.

Im "Fall Herbst" geschieht seit 10 Jahren bis in die jüngsten Kontroversen hinein das Gegenteil.
Die Überprüfung ihrer BSE-Verdachtsdiagnosen bei der Schlachttieruntersuchung verlief - in
groben Zügen skizziert - folgendermaßen:8

• In den Jahren 1990 und 1991 werden an der Tierärztlichen Hochschule Hannover histopa-
thologische Untersuchungen auf BSE an erklärtermaßen begrenzt tauglichem - wenn nicht
untauglichem - Material vorgenommen.

                                                
6 Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Fischerei des Landes Schleswig-Holstein
7 Urteil des OLG Schleswig vom 23.5.1997 (Az.: 1 U 29/96). Das Urteil ist abgedruckt in Deiseroth,
  a.a.O., S. 150-156
8 Siehe im Einzelnen Deiseroth, a.a.O., S. 33-44
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• Laut Untersuchungsbefunden ergeben sich "keine eindeutigen Hinweise" für das Vorliegen
von BSE.

• Im politischen Alltagsgeschäft wird dieser Befund unter der Hand in sein Gegenteil verkehrt
im Sinne von : eindeutig keine Hinweise. Dies bleibt von Seiten der Wissenschaft unwider-
sprochen.

• 1996 gibt der Hannoveraner Untersuchungsleiter Prof. Dr. Pohlenz dem schleswig-
holsteinischen Landwirtschaftsministerium auf dessen Ersuchen hin schriftlich9, dass die sei-
nerzeit angewandte - histologische - Untersuchungsmethode hinreichend aussagekräftig in
Hinblick auf die damalige Diagnose gewesen sei. Es sei noch immer so, "dass nur Verdachts-
fälle, die durch die histologische Untersuchung auftreten, in weiterführenden Untersuchungen
abgeklärt werden. In keinem der hier benannten Fälle war ein Verdacht von 'BSE' vor-
liegend ". Ganze 17 Zeilen vorher steht noch: 1. dass "sich bei der histologischen Untersu-
chung keine eindeutigen Hinweise auf das Vorliegen einer spongiformen Enzephalopa-
thie" ergeben haben und 2. "dass alle vier Tiere durch Bolzenschuss getötet waren und ent-
sprechend Befunde in dem Hirngewebe vorhanden sein können, die das histologische Unter-
suchungsergebnis beeinträchtigen könnten". (Dass das Material von 1991 außerdem im Zu-
stand "fortgeschrittener Autolyse", vulgo verrottet war, findet in diesem Schreiben keine Er-
wähnung mehr.)

• Im Jahr 2001 bestätigt Prof. Dr. Pohlenz dem schleswig-holsteinischen Landwirtschaftsmini-
sterium, "aus gegebener Veranlassung" diverse Nachuntersuchungen an "neuen Schnitten"
des alten Schlachthofmaterials vorgenommen zu haben. Er bleibe bei seinem damaligen Be-
fund. Er habe auch bei der - zwischenzeitlich "etablierten" - "immunhistologischen Untersu-
chung in keinem der vier Tiere Anhaltspunkte für das Vorliegen von pathogenem Prionpro-
tein gehabt". "Ich hoffe", fährt er fort, "Ihnen mit diesen Angaben gedient zu haben und
möchte davon ausgehen, daß nun diese Angelegenheit wirklich und endgültig erledigt
sein wird."10 (Hervorhebungen durch d. Vrf.) Kein Vorbehalt mehr in puncto Untersu-
chungsmaterial, ursprünglicher klinischer Diagnosen, "etablierter" Methoden, Stand der BSE-
Forschung: alles "wirklich und endgültig erledigt".

"Es ist an der Zeit, Aussagen über BSE und vCJK auf ihren wissenschaftlichen Gehalt zu über-
prüfen" befindet Sievert Lorenzen, Professor am Zoologischen Institut der Universität Kiel11, und
attestiert einem Teil der BSE-Forschergemeinde: "Sie behindern das ernsthafte Bemühen, das
BSE-Geschehen besser als bisher zu verstehen. Das ist Unwissenschaft."

Wir haben jenseits dieser binnenwissenschaftlichen Kritik auch ein anderes Verständnis von der
gesellschaftlichen Verantwortung des Wissenschaftlers. Da es in allen wissenschaftlichen For-
schungs- und Anwendungsbereichen keine 100prozentigen Sicherheiten gibt, da fast überall kurz-
mittel- oder langfristig „Kollateralschäden“ anfallen können, sind Wissenschaftler, wollen sie
Ihre Verantwortung wahrnehmen, zwar nicht von ihrer rechtlich einklagbaren Profession, wohl
aber von ihrem B E R U F im Max Weber'schen Sinne her gehalten, Kritik zu äußern, notfalls
Alarm zu rufen, wenn Symptome erkenntlich werden, die der herrschenden Lesart in Theorie und

                                                
9 Schreiben von Prof. Dr. Pohlenz vom 13.8.1996 an Landwirtschaftsministerium, Dokument Nr. 3, abgedruckt in:
Deiseroth, a.a.O., S. 97
10 Schreiben von Prof. Dr. Pohlenz vom 26.1.2001 an Landwirtschaftsministerium, Dokument Nr. 4, abgedruckt in:
Deiseroth, a.a.O., S. 98-99
11 S. Lorenzen: Forschungsfalle BSE in: FAZ 28.11.2001 (Dok. 40)
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Praxis nicht entsprechen. Hierbei ist es durchaus möglich, dass sich die "Alarmisten" ebenso irren
wie diejenigen, die die - in der Regel lautere - Entwarnungssirene tönen lassen. Entscheidend ist,
dass entsprechende Warnungen überpüft und nicht einfach von den Vertretern des etablierten
Musters, die allemal in der Mehrheit sind, als irrelevant, gar als querulatorisch abgetan werden.

Dimension III: Risikobewertung und Risikokontrolle

Dass wissenschaftliche Forschungen, Ergebnisse und deren fortlaufende Überprüfung mit öko-
nomischen Vorgängen, mit Gewinn- und Verlustkalkülen ebenso innig verflochten sind wie mit
politischen Entscheidungen und deren Legitimation, ist längst zum unbestreitbaren Kennzeichen
heutiger Gesellschaften geworden. Der Fall Herbst stellt das erneut unter Beweis. Der Landrat
Gorrissen, der Ministerialbeamte Dr. Best im Kieler Lanwirtschaftsministerium, die Verantwort-
lichen der Norddeutschen Fleischzentrale (NFZ), der Hannoveraner Wissenschaftler Prof. Dr.
Pohlenz - sie bieten von Anfang an ein Bild laokoonhafter Verstrickung. (Die schleswig-
holsteinische Staatskanzlei tritt erst später ins Bild, s.u.).

Durchgehend wird an diesem aktuellen „Fall Risikobewertung und -vorsorge“ weiter evident,
dass angesichts heutiger wissenschaftlicher Innovations- und wissenschaftlich mit betriebener
und mit kontrollierter Anwendungsmöglichkeiten, die potentiell außer Kontrolle und Verant-
wortbarkeit geraten können, das Risiko viel zu groß ist, herkömmlichen Risikovorkehrungen zu
vertrauen.

Diese Aussage zielt sowohl - so man solcherart noch trennen mag - in Richtung Wissenschaften
mit ihren gerade in dieser Hinsicht höchst unzuverlässigen macht- und interessedurchdrungenen
„scientific communities“ als auch in Richtung öffentlich-staatlicher, nicht zu reden von privaten
und primär ökonmisch ausgerichteten Institutionen.

Was aber ist zu tun angesichts immer neuer lebenswichtiger und womöglich lebensbedrohlicher
technologischer Entwicklungen?

Es gibt konsequenter Weise kein sicheres Verfahren und keine absolute Werteskala für die Risi-
kowahrnemung, -kontrolle und -bewertung. Die individuelle Verantwortung vor allem im FuE-
Prozess muß jedenfalls durch die Etablierung integrierter institutioneller und kollektiver Formen
der Verantwortungswahrnehmung ergänzt werden und prinzipiell um eine möglichst weitgehende
Transparenz gerade der Wissenschafts- und Forschungsprozesse bemüht sein, auch um den im
Kern nicht unberechtigten Einwänden der individuellen Überforderung und  Hilflosigkeit des
einzelnen Forschers (beiderlei Geschlechts) sowie der Gefahr struktureller Folgenlosigkeit von
ethischen Diskursen zu begegnen. Dazu gehören - thesenartig konkreter formuliert - vor allem

• die Etablierung von interdisziplinären Selbstregulations- und Selbstkontrollmechanismen in-
nerhalb der Wissenschafts- und Forschungsorganisationen sowohl im Bereich der Hochschu-
len und Universitäten als auch der außeruniversitären Forschungseinrichtungen staatlicher und
privater Träger;
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• die Öffnung des Wissenschafts- und Forschungssystems gegenüber der Öffentlichkeit, und
zwar nicht nur, um der (erfreulicherweise) erhöhten Sensibilität gegenüber Wissenschafts- und
Technikfolgen gerecht zu werden, sondern auch deshalb, weil verantwortliche Wissenschaft
ohne permanente Rückkopplung zwischen wissenschaftlicher Tätigkeit  und dem möglichst
offenen Diskurs defizitär und letztlich überfordert bliebe und schließlich

• die ausreichende rechtliche Absicherung der diskursiven Freiheit aller Beschäftigter, um sie in
ihrem jeweiligen Wirkungsfeld zu einem möglichst herrschaftsfreien Diskurs zu befähigen
und um die Ausgrenzung innerwissenschaftlichen Dissenses zu erschweren sowie existenzielle
Gefährdungen gerade von „whistleblowern“ zu minimieren.

Für den Wissenschafts- und F+E-Bereich läßt sich eine Folgerung, die leider noch nirgendwo
auch nur ansatzseise implementiert worden wäre, triftig verlangen - von der VDW wurde sie im-
mer wieder andiskutiert, jedoch noch nicht zu einem Konzept zugespitzt: die Forderung nach
einem institutionalisierten "science assessment von Anfang an" zur Prognose von sozialen, politi-
schen und ökonomischen Folgen möglicher Entwicklungen; es genügt nicht, solche Erfordernisse
unter dem Rubrum der „Verantwortung der Wissenschaftler“ normativ zu abstrahieren und der
individuellen Verinnerlichung anheimzustellen.

Was sich auch einigermaßen sicher sagen läßt ist dieses: dass Risikodiskurs und -kontrolle in
aller Regel innerhalb der - entsprechend veränderten - "Normalität" der Institutionen und ihrer
Verfahren zu etablieren sind. Stäbe und Ämter zu bilden, alle möglichen abgehobenen und zen-
tralen Risikozentren - all das läuft erfahrungsgemäß immer in Gefahr, Scheinsicherheit und sym-
bolische Politik zu erzeugen.12

Im übrigen fehlt es vielen Kontrollinstanzen am notwendigen detaillierten Insider-Wissen. Dar-
über verfügen bekanntlich bei zunehmend spezialisiertem Expertenwissen häufig nur unmittelbar
befasste Wissenschaftler. Womit wir wieder beim potentiellen Whistleblower wären, für den es
eben auch aus diesem Grunde Schutzvorkehrungen in die Normalität des F+E-Prozesses einzu-
bauen gilt.13

Dimension IV: Demokratie und Transparenz

Wir wollen nur noch einen Aspekt im "Fall Herbst" gesondert aufgreifen: die Weigerung der
schleswig-holsteinischen Landesregierung, Frau Dr. Herbst für die Verleihung des Bundesver-
dienstkreuzes vorzuschlagen. Die bis heute  unterbliebene Ehrung von Frau Dr. Herbst als einer
couragierten Bürgerin in der vorausgreifenden Sorge für andere BürgerInnen wäre nicht nur Frau
Herbst zu wünschen. Wünschen würde man sie sich vor allem für eine funktionierende repräsen-
tative Demokratie auf der Höhe der Zeit.

                                                
12 S. dazu H.-J. Luhmann, Gelingt mit dem neugeschaffenen Institut für Risikobewertung (BfR)
    der Durchbruch bei der Entdeckung verdeckter Tatbestände mit Risikopotential?, zur Publikation vorgesehen
    in: Tagungsprotokolle der Evangelischen Akademie Mülheim/Ruhr.

13 S. zur Begründung das Schreiben von Dieter Deiseroth an Jochen Luhmann v. 20.12.2001(Dok. 12)
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Die Moritat von der "repressiven Ehrung" - in fünf Bildern:

1. Bild: Frau Herbst wird von BürgerInnen als würdige Kandidatin für die Verleihung eines dann
wahrhaft bürgerlichen, einer citoyenne geltenden Bundesverdienstkreuzes vorgeschlagen.

2. Bild: Notwendig dafür ist, entsprechend dem - nicht eigentlich demokratisch zu nennenden -
Vorschlagsverfahren, dass die Kieler Landesregierung, letztlich also die Ministerpräsidentin bzw.
ihre dafür zuständige Bürokratie, die Ehrung begründet und befürwortet. (Warum nicht alle Bür-
gerinnen und Bürger ein eigenständiges Vorschlagsrecht beim Bundespräsidenten haben, vor
allem, da es um die Verleihung eines Preises unter den Auspizien einer demokratischen Verfas-
sung zu tun ist, hüllt sich ins Dunkel der noch allzu autoritär überschatteten Anfänge der Repu-
blik.)14

3. Bild: Über den weiteren Verlauf der Angelegenheit dringen widerstreitende Stimmen an die
Öffentlichkeit. Gesichert ist die vom Pressesprecher bestätigte Meldung der Landesregierung,
"dass die Landesregierung den Mut von Frau Herbst als frühzeitige Mahnerin würdigen möchte
und sie für die Verleihung des Verdienstordens vorschlagen wolle". Aber: "Um dies einvernehm-
lich zu erreichen, hätten beide Seiten - Frau Dr. Herbst und der Kreis Segeberg - aufeinander zu-
gehen müssen. Von Seiten der Landesregierung hat es dabei keine Bedingungen gegeben." Zum
Zwecke der Vermittlung wurde die Bischöfin Bärbel Wartenberg-Potter gebeten, einen "'Frie-
densprozess' zu organisieren". (Dok. 32)

Folgt man den eidesstattlich versicherten Erklärungen des Rechtsanwalts von Frau Herbst und
ihren eigenen Einlassungen zur Ehrungssache, so "schilderte (Frau Wartenberg-Potter, A.F.),
dass die Schleswig-Holsteinische Landesregierung der Verleihung des Bundesverdienstkreuzes
zustimmen möchte. Vorher müsse aber sichergestellt werden, dass Frau Dr. Herbst die gegen sie
ergangenen Urteile als zutreffend anerkenne und erkläre, dass sie keinerlei Ansprüche gegen das
Land oder den Kreis Segeberg erheben werde". (Eidesstattliche Versicherung, Dok. 33) Folgt
man den eidesstattlichen Versicherungen des Anwalts von Frau Herbst weiter, dann haben Frau
Herbst und er dieses "Versöhnungsangebot" als Voraussetzung für die Ehrung um der eigenen
Ehre willen abgelehnt.

4. Bild: Gehen wir im Folgenden davon aus, dass beide Seiten die Wahrheit sagen. Die Staats-
kanzlei wiederholt in ihrem späteren Antwortschreiben an die VDW vom 4.7.2002 und gegen-
über den Medien und der Öffentlichkeit die Formulierung, "von Seiten der Landesregierung"
habe es "keine Bedingungen" gegeben. Auf eine entsprechende Anfrage im Landtag verweigert
sie mit einem formalen Grund die Antwort. (Drucksache 15/1810, Dok. 37) Sie beruft sich an-
sonsten auf eine Vertraulichkeitsvereinbarung  für das Gepräch zwischen der Bischöfin und Frau
Dr. Herbst sowie RA Laging (die Letzterer im übrigen bestreitet).

Lässt man also die Wahrheitsvermutung für beide Seiten gelten, dann wäre nur eine Schlußfolge-
rung möglich: Die Bedingungen stellte der Kreis Segeberg. Die Landesregierung ließ sie ledig-
lich überbringen.

Gelogen hätte dann niemand. Honni soit qui mal y pense.
                                                
14 Zu den allgemeinen Vergabe-Kriterien s. die Kleine Anfrage im Kieler Landtag v. 26.4.2002 (Dok. 37)
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5. Bild: Das ist nach unserem besten Wissen der Stand der Ehrendinge. Alles Inhaltliche ist ver-
traulich. Über den Inhalt des Gesprächs mit Frau Herbst ist "Vertraulichkeit vereinbart worden".
Die Entscheidungsgründe der schleswig-holsteinischen Ministerpräsidentin, den Ordensvorschlag
nicht zu unterbreiten, unterliegen dem "Gebot der absoluten Vertraulichkeit in Ordensangelegen-
heiten". (Dok. 28) Selbst die Bischöfin möchte die Angelegenheit "weiterhin als vertraulich" be-
handeln (Dok. 39), obwohl Frau Dr. Herbst und ihr Rechtsanwalt sie ausdrücklich von jeder
"Schweigepflicht" entbunden haben.

Ist, so fragen sich Bürgerin und Bürger, diese „absolute Vertraulichkeit“ etwas anderes als ein
arcanum imperii, ein geheimer Willkürakt ehrend sich herablassender Herrschaft aus vordemo-
kratischer Zeit? Die Integrität der zu ehrenden Frau Herbst dürfte es wohl kaum sein, die durch
diese „absolute Vertraulichkeit“ geschützt werden soll.

Auch diese Fragen werden wohl unbeantwortet bleiben. Und es bleibt ein systematisches Unbe-
hagen an der Politik einer demokratisch verpflichteten Landesregierung, die nicht einmal in sol-
chen, freilich symbolisch wichtigen Kleinigkeiten transparent agieren kann.

6. "Moral": Frau Herbst soll als couragierte Frau geehrt oder zur Ehrung vorgeschlagen werden.
Zuvor soll sie jedoch zu Kreuze kriechen. Sie soll die gegen sie ergangenen Urteile15 als zutref-
fend anerkennen und auf alle Ansprüche gegen das Land oder den Kreis Segeberg verzichten.
D.h. sie soll ihr damaliges Verhalten als Whistleblower, will sie dafür heute geehrt werden, als
Fehlverhalten anerkennen. Kafka hätte seine Freude an dem Prozess.

Soweit die u.E. wichtigsten Dimensionen des "Falles Herbst". Wir brechen hier ab. Viele Aspekte
wurden nicht einmal berührt. Manche wurden vielleicht strittig apostrophiert. Aber darum wählen
wir für unsere Veröffentlichung ja die Form der Dokumentation: Dass jede und jeder die Unter-
lagen, auf die wir uns beziehen, selber einsehen und zu eigenen Schlußfolgerungen gelangen
kann.

____

Die Dokumentation ist in sechs Teile gegliedert. Im ersten Teil drucken wir die Redetexte des
Festaktes zur Verleihung des Whistleblower-Preises an Frau Dr. Margrit Herbst Ende letzten Jah-
res ab. Der zweite Teil spiegelt das öffentliche Echo im Umfeld der Preisverleihung. In Teil III
sind einige längere Diskussionsbeiträge wiedergegeben, die im wesentlichen durch die Preisver-
leihung und die Fallpräsentation im o.g. Buch von Dieter Deiseroth ausgelöst wurden. In Teil IV
werden die - erfolglosen - Bemühungen um eine Wiedereinstellung von Frau Herbst kurz skiz-
ziert und dokumentiert. Teil V widmet sich den Kontroversen um ihre Auszeichnung mit dem
Bundesverdienstkreuz, und in Teil VI schließlich drucken wir ein Manuskript ab, das nicht in
unmittelbarem Bezug zum "Fall Herbst" steht, aber unter der Sozialisationsperspektive interes-
sant für die Whistleblower-Problematik ist, sowie einen Aufsatz von Dieter Deiseroth zu einem
für Whistleblower relevanten Beschluß des BVerfG zum Kündigungsschutzrecht.

                                                
15Doch wohl nur die im Kündigungsschutzprozess ergangenen Urteile; denn das Landesarbeitsgericht hatte im Wie-
deraufnahmeverfahren eine Wiedereinstellung von Frau Dr. Herbst angeregt!- s. Dokumententeil IV.
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Wir möchten mit unserer Veröffentlichung deutlich machen, dass die von Frau Dr. Herbst aus-
gelöste und von uns mit der Preisverleihung und der Fallpräsentation im Buch unterstützte öf-
fentliche Debatte um die wichtigen Funktionen von Whistleblowern in einer hochtechnologisier-
ten demokratischen Gesellschaft ihre Fortsetzung fand und auch weiterhin finden wird: in Presse,
Funk und Fernsehen, in Wissenschafts-, Unternehmer- und Gewekschaftskreisen, in Parteien,
Standesorganisationen und NGOs. Und wir möchten damit weiter erreichen, dass die mutige
Tierärztin Dr. Margrit Herbst und ihr Anliegen nicht in Vergessenheit geraten. Vielmehr soll ihr
Alarm etwas an den Verhältnissen ändern, denen sie oder jedenfalls ihre berufliche Existenz zum
Opfer gefallen ist.
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Teil I

Preisverleihung

Festprogramm

Hans-Peter Dürr
Begrüßung

Dieter Deiseroth
Zivilcourage im BSE-Skandal
Zur Verleihung des Whistleblower-Preises 2001 an Frau Dr. Margrit Herbst
Laudatio

Bärbel Höhn
Wissenschaftliche Politikberatung -
Lehren aus der BSE- und Tierseuchenbekämpfung

Antje Bultmann
Gruß und Dank an Frau Dr. Herbst

Margrit Herbst
Dankesworte der Preisträgerin
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Whistleblower-Preis 2001
Festprogramm zur Preisverleihung an

Dr. Margrit Herbst

am 16. November 2001, 19.30 Uhr
Magnus-Haus, Am Kupfergraben 7, Berlin-Mitte

19.30 Uhr Musikalische Einstimmung
Jiddische Klezmermusik - Zina & Federman

19.40 Uhr Begrüßung
Prof. Dr. Hans-Peter Dürr, Max-Planck-Institut für Physik, München,
Vorsitzender der Vereinigung Deutscher Wissenschaftler (VDW)

19.45 Uhr Zivilcourage im BSE-Skandal. Zur Verleihung des
Whistleblower-Preises 2001 an Frau Dr. Margrit Herbst.
Laudatio
Dr. Dieter Deiseroth, Richter am BVerwG Leipzig

20.05 Uhr Wissenschaftliche Politikberatung -
Lehren aus der BSE- und Tierseuchenbekämpfung
Ministerin Bärbel Höhn, Ministerium für Naturschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes NRW

20.25 Uhr Überreichung des Whistleblower-Preises 2001 an Dr. Margrit Herbst
Dr. Peter Becker, Vorsitzender der IALANA, Antje Bultmann, Vorsitzende der
Ethikschutz-Initiative, Prof. Dr. Hans-Peter Dürr, Vorsitzender der VDW

20.30 Uhr Dankesworte der Preisträgerin

20.40 Uhr Musikalischer Ausklang

20.45 Uhr Empfang
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Prof. Dr. Hans-Peter Dürr

Begrüßung
Von Hans-Peter Dürr, Vereinigung Deutscher Wissenschaftler (VDW)

Verehrte Frau Ministerin
Verehrte Frau Doktor Margrit Herbst
Werte Festversammlung!

Als Vorsitzender der Vereinigung Deutscher Wissenschaftler (VDW) und im Namen meiner
Vorstandskolleginnen und Vorstandskollegen von

• der Vereinigung Deutscher Wissenschaftler (VDW),
• der deutschen Sektion der

International Association of Lawyers Against Nuclear Arms IALANA und
• der Ethikschutz-Initiative des International Network for Engineers and Scientists

for Social Responsibility INES

möchte ich Sie zu dieser Feierstunde anläßlich der Verleihung des Whistleblower-Preises 2001
auf das herzlichste begrüßen und mich bei Ihnen bedanken, dass Sie so zahlreich unserer Einla-
dung gefolgt sind.

Meine Damen und Herren, was ist denn ein whistleblower? Diese Frage haben wir vielen gestellt
und sehr verschiedene Antworten bekommen. Auf deutsch übersetzt, heißt dies zunächst: Pfei-
fenbläser. Da fällt uns noch weniger ein. Manche denken dabei an einen Flötenspieler, wissen
aber schon, dass eine Flöte keine Pfeife ist. Da denkt man eher an das Pfeifen mit gespitzen Lip-
pen, an das leise Pfeifen im dunklen Wald, um eine gewisse Angst zu vertreiben. Aber das Leise
paßt nicht zum Pfeifenbläser. Die Pfeife ist mehr eine Trillerpfeife. Die Trillerpfeife des Schieds-
richter bei einem Fußballspiel, um Weisungen zu geben oder Warnungen auszusprechen; die
Trillerpfeife eines Eisenbahnschaffners, der die Abfahrt eines Zuges signalisiert und alle warnt
von der Bahnsteigkante zurückzutreten; die Trillerpfeife eines Verkehrspolizisten auf einer am-
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pellosen Kreuzung, um auf nahende Gefahren aufmerksam zu machen und den Verkehrsstrom
geeignet zu lenken, um solche Gefahren zu mindern.

In diesen letztgenannten Funktionen kommen wir der Aufgabe eines Whistleblowers schon nä-
her: der Whistleblower als Jemanden, der frühzeitig andere auf einen Mißstand oder drohende
Gefahren mit deutlicher Stimme, mit lautem Pfeifen aufmerksam macht. Er oder sie tut dies zum
Nutzen der Gemeinschaft und nicht zum eigenen Vorteil. Das erfordert nicht nur Aufmerksam-
keit, Umsicht und Empathie, Einfühlungsvermögen in die Befindlichkeit des Anderen, um Miß-
stände und Gefahren wahrzunehmen, sondern auch den Mut zu pfeifen. Denn wer Mißstände
aufdeckt und auf verborgene Gefahren hinweist, kann nicht immer mit dem Dank der ganzen
Gemeinschaft rechnen. Er wird sich die Wenigen, die etwa aus egoistischen Motiven, solche
Mißstände verursachen oder langfristig Gefahren für die Gemeinschaft heraufbeschwören, zu
Feinden machen. Sie sind oft die Mächtigeren. Ihnen entgegen zu treten  erfordert Zivilcourage.
Um nicht in die Rolle eines Denunzianten zu geraten, muss der Whistleblower ein ausgeprägtes
Rechtsbewußtsein haben und bereit sein, Verantwortung zu übernehmen.

Lassen Sie mich jedoch etwas konkreter werden und von einer persönlichen Erfahrung erzählen,
die jetzt fast 50 Jahre zurück liegt und durch die mir deutlich wurde, warum Whistleblowers für
eine moderne demokratische Gesellschaft wichtig sind. Es war Anfang der 50er Jahre, als ich mit
einem Fulbright Stipendium Doktorand an der kalifornischen Universität in Berkeley war. Es war
die Zeit des Kommunistenjägers Senator Joseph McCarthy, der Anlass zu vielen erregten politi-
schen Diskussionen gab. Ich war an solchen Diskussionen brennend interesiert, da mich als jun-
ger Mensch die „deutsche Schuldfrage“ umtrieb und bedrückte. Ich hatte das Glück in dieser Zeit
die berühmte Politologin und Philosophin Hannah Arendt persönlich kennen zu lernen, die an der
Universität Gastvorlesungen über „Totalitarismus“ hielt. Sie sprach damals vor allem über Hitler
und Nazi-Deutschland. Sie vermittelte mir zum ersten Male eine nüchterne, ohne strafenden Zei-
gefinger vorgetragene wissenschaftliche Außenperspektive von Vorgängen, die ich durch eigene,
schmerzliche Erfahrung nur aus der Innenpersektive kannte. An die amerikanische Studenten
gerichtet, sagte Hannah Arendt bezüglich der Schuldfrage in einer Vorlesung sinngemäß: „Die
Schuld des Einzelnen ist meist viel kleiner als die Außenstehenden annehmen, aber die Schuld
des Einzelnen ist größer als er selbst glaubt!“ Diese doppelte Aussage führte zu zwei langen per-
sönlichen Gesprächen, in der ich sie an einem Abend direkt fragte, warum ‚meine Schuld größer
sei, als ich selbst glaube’. Sie relativierte diese Aussage in meinem persönlichen Fall, da ich als
Kriegsteilnehmer erst 15 alt war, aber sie sagte dann allgemeiner sinngemäß: "Wir laden nicht
nur Schuld auf uns durch das was wir machen, sondern auch durch das, was wir unterlassen; dass
wir um uns herum Schuld geschehen lassen, ohne etwas zu sagen oder persönlich einzugreifen.
Wir finden für dieses Verhalten, wie wir glauben, gute Gründe: „Das geht mich nichts an! Ich
habe keine Zeit! Wo gehobelt wird, fallen Späne! So ist eben die Realität, sie ist nicht perfekt!
Ich kann mich nicht um alles kümmern! Ich bekomme nur unnötig Scherereien! Ich gefährde
mich und meine Angehörigen! Was kann ich machen? Nichts!“ Das sind auch die Redensarten,
die wir heute täglich hören und wir entwickeln große Phantasie für weitere: Warum nicht... –
„Ja!“, fragte ich sie damals, „was kann ich denn machen? “ „Du, wirst praktisch wenig ändern
können, aber das soll Dich primär nicht kümmern, frage nach, wo immer Du Unrecht begegnest,
laß Dir erklären das wie, wo und warum! Indem Du Dich einmischt, den anderen befragst, ihn zu
einer Antwort aufforderst, es Dir von ihm oder ihr erklären läßt, hast Du meistens schon etwas
bewirkt. Im Dialog haben zwei über einen Sachverhalt nachgedacht, der sonst nicht in unser re-
flektierendes Bewußtsein aufgestiegen wäre.“
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Meine Damen und Herren, der Whistleblower ist einer/ eine, der/die uns zwingt über das, was wir
tun, den anderen und uns selbst Rechenschaft abzulegen.

Heute ist ein wichtiger Tag. Der Bundestag stimmt über den Einsatz deutscher Soldaten in Af-
ghanistan ab. Der Kanzler hat diese Abstimmung an die Vertrauensfrage gekoppelt. Dass durch
diese Zwangskopplung nun etliche Abgeordnete entgegen ihrer wirklichen Überzeugung zustim-
men müssen, wird als „Kollateralschaden“ billigend in Kauf genommen. Es ist ein schwarzer Tag
für die Demokratie, da sie zur Farce gewungen wird. Es erfordert große Zivilcourage, sich dieser
Erpressung nicht zu beugen. Wer nicht für uns ist, ist gegen uns! Dunkle Erinnerungen werden
wach.

Wir brauchen dringend mehr Whistleblower!

Die Auswahl der Whistleblowers ist schwierig. Das Preisgericht braucht Mut. Was zählt ist die
Haltung, die Persönlichkeit.

Der Whilstleblower-Preis in Höhe von DM 5,000 wurde 1999 gemeinsam von der VDW, der
deutschen Sektion von IALANA und der Ethikschutz-Initiative von INES gemeinsam gestiftet
und wird jährlich von diesen drei Organisationen im Turnus vergeben.

Den Whistleblower-Preis 1999 erhielt der ehemalige Kapitän der sowjetischen Marine Alexander
Nikitin für seine Veröffentlichungen, in denen er unter anderem auf verwahrloste Atommüll-
Plätze und den desolaten Zustand der russischen Nordmeerflotte aufmerksam machte. Er wurde
verhaftet, mit Prozessen überzogen und erst endgültig freigesprochen, nachdem der Untergang
der Kursk seine Warnungen auf grausame Art bestätigt hatte.

Der diesjährige Whistleblower-Preis geht an Frau Dr. Margrit Herbst. Ich gebe das Wort an unse-
ren Laudator Dr. Dieter Deiseroth.

Dr. Margrit Herbst und Prof. Dr. Hans-Peter Dürr
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Dr. Dieter Deiseroth

Zivilcourage im BSE-Skandal

Zur Verleihung des Whistleblower-Preises 2001 an Frau Dr. Margrit Herbst

Laudatio

Von Dieter Deiseroth, IALANA

I.
Bis heute ist nicht abschließend geklärt, wie der Erreger beschaffen ist, der Scrapie bei Schafen,
BSE bei Rindern und die Creutzfeld-Jakob-Erkrankung beim Menschen hervorruft und wie er
dies zu Wege bringt. Nach wie vor existieren darüber unterschiedliche wissenschaftliche Theori-
en, aus denen möglicherweise unterschiedliche Konsequenzen für Prophylaxe und Therapie zu
ziehen sind.

Lange wurde von vielen Wissenschaftlern und den meisten verantwortlichen staatlichen Stellen
im nationalen und internationalen Rahmen strikt verneint und geleugnet, dass BSE-erkrankte
Rinder und daraus gewonnene Produkte über die Nahrungskette oder auf anderem Wege eine
Creutzfeld-Jakob-Erkrankung beim Menschen auslösen können. Das änderte sich spätestens am
20. März 1996, als der britische Gesundheitsminister Stephen Dorrell vor dem Unterhaus erklär-
te:

„Es gibt keinen wissenschaftlichen Beweis dafür, dass es einen Zusammenhang zwischen dem
Auftreten von BSE und der neuen Creutzfeld-Jakob-Erkrankung geben muss. Allerdings scheint
dies zum jetzigen Zeitpunkt die einzig mögliche Erklärung.“

Zu diesem Zeitpunkt der Unterhausrede des britischen Gesundheitsministers hatte die deutsche
Tierärztin Frau Dr. Margrit Herbst, an die heute der diesjährige „Whistleblower-Preis“ verliehen
wird, bereits ihren langjährigen Arbeitsplatz durch fristlose Kündigung verloren; sie war in allen
von ihr gegen die Kündigung eingeleiteten arbeitsgerichtlichen Verfahren unterlegen und mit
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einer existenzbedrohenden Schadensersatzklage konfrontiert, mit der die Betreiberin des
Schlachthofes in Bad Bramstedt von ihr finanziellen Ersatz u.a. für alle durch ihre öffentliche
Kritik an Vorgängen im Schlachthof erlittenen bisherigen und künftigen Umsatz- und Gewin-
neinbußen in unbegrenzter Höhe verlangte. Was war geschehen?

Zunächst einige Worte zur Person und zum beruflichen Werdegang von Frau Dr. Herbst. Nach
dem Studium der Veterinärmedizin an der Tierärztlichen Hochschule in Hannover, der 1967 er-
folgten Promotion und der tierärztliche Approbation war sie zunächst als wissenschaftliche Assi-
stentin an der „Klinik für kleine Klauentiere und forensisiche Medizin und Ambulatorische Kli-
nik“ der Tierärztlichen Hochschule Hannover tätig. 1970 ließ sie sich dann als Tierärztin in Gar-
tow im Kreis Lüchow-Dannenberg nieder. Am 15. Dezember 1978 wechselte sie in ein Ange-
stelltenverhältnis beim Landkreis Segeberg (Schleswig-Holstein) und wurde dort als Tierärztin
beim Fleischhygieneamt beschäftigt. Ihr Arbeitsplatz war der Schlachthof in Bad Bramstedt, der
von der Nordd. Fleischzentrale betrieben wurde. Bei diesem Schlachthof handelt es sich um einen
reinen Rinderschlachtbetrieb mit einer Kapazität von 400 Rindern pro Tag bzw. ca. 100.000 Rin-
dern pro Jahr, der insgesamt ca. 300 Arbeitsplätze bietet.  Als Beschäftigte des Fleischhygiene-
amtes war Frau Dr. Herbst zunächst bis Ende 1991 überwiegend im Stall des Schlachthofes ein-
gesetzt. Hier hatte sie die angelieferten Tiere jeweils vor der Schlachtung auf etwaige Erkrankun-
gen zu untersuchen. Die Schlachttieruntersuchung kann im Hinblick auf das einzelne Tier zur
Schlachterlaubnis, zur Schlachterlaubnis unter Auflagen, zum Aufschub der Schlachtung und
zum Schlachtverbot führen. Sofort nach der Schlachtung eines Tieres sind alle Teile des Tieres
im Rahmen der sog. Fleischuntersuchung auf ihre Genussfähigkeit zu kontrollieren. Die
Schlachttieruntersuchung bezweckt den Schutz der Verbraucher vor gesundheitlicher Gefährdung
durch den Genuss von Fleisch, das mit pathogenen Keimen oder Parasiten behaftet ist oder ge-
sundheitlich bedenkliche Rückstände enthält. Eine besondere Bedeutung kommt ihr insofern zu,
als insbesondere solche Schlachttiere ausgesondert werden sollen, bei denen der Verdacht be-
steht, dass sie an einer auf den Menschen übertragbaren Krankheit leiden. Das gilt unabhängig
davon, ob es sich um eine „Tierseuche“ oder andere Erkrankung handelt.

BSE ist in Deutschland seit dem 1. Juni 1991 eine anzeigepflichtige Tierseuche. Der Ausbruch
oder der Verdacht des Ausbruchs der BSE ist aufgrund des Tierseuchengesetzes beim Amtstier-
arzt anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind neben dem Tierhalter insbesondere auch Personen,
die beruflichen Umgang mit seuchenverdächtigen Tieren haben.

II.
Erstmals im August 1990 stellte Frau Dr. Herbst im Rahmen der Schlachttieruntersuchung bei
angelieferten Rindern Symptome fest, die sie trotz ihrer langjährigen Ausbildung und Erfahrun-
gen nicht eindeutig bestimmten Krankheitsbildern zuordnen konnte und die ihrer Ansicht nach
den Verdacht auf BSE begründen konnten, z.B. traberartige Bewegungsabläufe, hochgradige
Bewegungsstörungen, erhöhte Reaktionen auf Geräusche und Berührungen sowie besondere all-
gemeine Nervosität bis hin zu Aggressivität. Sie hielt ihre Beobachtungen in handschriftlichen
Aufzeichnungen fest und meldete diese Fälle jeweils ihren Vorgesetzten beim Fleischhygiene-
amt. Diese teilten ihren Verdacht jedoch nicht und gaben die Tiere zur Schlachtung frei, wobei
die von Frau Dr. Herbst feststellten Symptome mit einer (nicht näher untersuchten) Brünstigkeit,
Blindheit oder Ermüdung der Tiere oder mit den Aufregungen des Schlachthausbetriebs erklärt
wurden. Das Fleisch der geschlachteten Tiere ging dann ohne Einschränkung in den Handel.
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In einigen Fällen wurden die Teile der geschlachteten Tiere von Frau Dr. Herbst oder auf ihr
ständiges Drängen hin später durch das Fleischhygieneamt zur Sektion bzw. histopathologischen
Untersuchung an die Tierärztliche Hochschule in Hannover gesandt. Prof. Dr. Pohlenz, der Di-
rektor des Instituts für Pathologie, stellte zwar in mehreren Fällen Veränderungen der Tiergehirne
fest, unter anderem „perineuronale Vakuole“ mit den bei BSE typischen Aushöhlungen der Hirn-
substanz, zum Teil „in Verbindung mit sogenannten dark neurons“. Eine zweifelsfreie Diagnose
konnte jedoch nicht getroffen werden, und zwar nicht zuletzt deshalb, weil bei der Tötung der
Tiere ein Bolzenschussgerät verwendet wurde, was erhebliche Blutungen und Zerstörungen von
Gehirnsubstanz verursacht hatte, so dass die von Prof. Pohlenz untersuchten Gewebeproben
hochgradige tötungsbedingte Artefakte aufwiesen. Außerdem stand bei der Untersuchung nicht
das erforderliche frische, unmittelbar nach der Tötung entnommene Gewebematerial zur Verfü-
gung. In den von Prof. Pohlenz erstellten histologischen Befundberichten hieß es demzufolge in
mehreren Fällen, es ergäben sich „keine eindeutigen Hinweise auf das Vorliegen einer spongi-
formen Encephalopathie“ bzw. „keine sicheren Anhaltspunkte für BSE“.

Weitere Untersuchungen, wie sie Frau Dr. Herbst mehrfach forderte, wurden nicht durchgeführt.
Prof. Dr. Pohlenz standen offenbar auch nicht die von Frau Dr. Herbst getroffenen klinischen
Befunde über die Verhaltensauffälligkeiten der Tiere zur Verfügung.

Ab Ende 1991 – nach diesen Vorfällen - wurde Frau Dr. Herbst zunehmend nicht mehr zur Le-
benduntersuchung eingesetzt. Trotz dieser eingeschränkten Diagnosemöglichkeiten fielen ihr im
Schlachthof dennoch weiter Schlachttiere auf, bei denen nach ihrer Beurteilung BSE-Verdacht
bestand. Sie schlug vor, bei der Tötung der Tiere keinen Bolzenschuss zu verwenden, sondern sie
medikamentös zu töten und den Untersuchungsstellen frisches Gewebematerial zur Verfügung zu
stellen. Auch damit drang sie bei ihren Vorgesetzten nicht durch.

Im Frühjahr 1992 wandte sich der Landrat des Kreises Segeberg als Dienstvorgesetzter erstmals
an Frau Dr. Herbst. Er würdigte in einem längeren Gespräch ihr Engagement und ihre offenkun-
digen Fachkenntnisse, die zwischenzeitlich auch in zahlreichen Fachpublikationen Niederschlag
gefunden hatten. Er stellte ihr in Aussicht, sie könne sich künftig in BSE-Verdachtsfällen direkt
und umgehend an ihn wenden.

Kurze Zeit nach diesem Gespräch musste Frau Dr. Herbst freilich feststellen, dass sie praktisch
kaum noch im Stall des Schlachthofes zur Lebenduntersuchung der Schlachttiere eingesetzt wur-
de. Stattdessen wurde sie im Rahmen der Fleischuntersuchung, also im Stadium nach der Tötung
der Tiere, aber auch mit tierarztfremden Tätigkeiten wie dem Abschneiden von Rinderschwänzen
und der Entnahme von Innereien beschäftigt. Alle ihre Bemühungen, wieder in die Schlacht-
tieruntersuchung zurückversetzt zu werden, blieben letztlich erfolglos. Teilweise wurde ihr ge-
sagt, es gehe um eine Optimierung des Personaleinsatzes, teilweise konnte sie aber auch hören,
eine solche Rückversetzung zur Lebenduntersuchung müsse sie sich erst „erdienen“. Damit war
ihr de facto die Möglichkeit genommen, im Rahmen der Lebenduntersuchung der Schlachttiere
unmittelbar BSE-relevante Verdachtsmomente zu diagnostizieren.

In dieser Situation erkrankte Frau Dr. Herbst mehrfach, was sie nicht nur auf die psychisch auf-
reibende Arbeitssituation und Dissonanzen mit ihren Vorgesetzten, sondern auch auf die Arbeits-
bedingungen zurückführte, insbesondere auf ihren Einsatz auf einer defekten Hebebühne. Die
Entwicklung der öffentlichen BSE-Debatte und die Situation im Schlachthof ließen ihr freilich
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keine Ruhe mehr und wühlten sie auf. Sie erhielt Kenntnis von weiteren BSE-
Verdachtsmomenten im Schlachthof, die nach ihrer Auffassung nach wie vor unzureichend abge-
klärt wurden.

Nach einem von ihr der Illustrierten „Stern“ im April 1994 gegebenen Interview, in dem sie in
allgemein gehaltener Form auf „Gesundheitsgefahren durch verseuchte Rinder, Schweine und
Lämmer“ hingewiesen hatte, ohne dabei allerdings Vorwürfe gegen den Schlachthof in Bad
Bramstedt oder den Kreis Segeberg, ihren Arbeitgeber, zu erheben, erhielt sie eine schriftliche
Abmahnung. Als der NDR Kiel am 20.Juli 1994 über Vorwürfe von Frau Dr. Herbst und zwei
weiteren Tierärzten - bezogen auf den Schlachthof in Bad Bramstedt - berichtet hatte, erklärte das
schleswig-holsteinische Landwirtschaftsministerium wenige Tage später zunächst, es lägen keine
Hinweise auf Rechtsverstöße vor. Zugleich kündigte es an, der Sache näher nachzugehen. Am
28.August 1994 wurde Frau Dr. Herbst durch ihren Arbeitgeber unter Hinweis auf ihre arbeits-
rechtliche Verschwiegenheitspflicht und unter Androhung der fristlosen Kündigung untersagt, in
der für den 31.August 1994 vorgesehenen Fernsehsendung („Einspruch Meyer“) in SAT 1 sich
öffentlich als Mitarbeiterin des Kreises Segeberg zu erkennen zu geben. Nach der Sendung wurde
sie erneut zur Verschwiegenheit aufgefordert.

Am 16.November 1994 äußerte Frau Dr. Herbst in einer Fernsehsendung („Stern-TV“) auf
mehrmalige Nachfrage der Journalistin öffentlich Bedenken hinsichtlich der Behandlung BSE-
verdächtiger Rinder im Schlachthof Bad Bramstedt und erwähnte eine Liste von 21 BSE-
Verdachtsfällen. Kurze Zeit darauf erschien im „Stern“ ein Bericht, in der Frau Dr. Herbst mit
der Äußerung zitiert wurde, im Schlachthof gingen Rinder „mit dringendem Verdacht auf Rin-
derwahn“ übers Schlachtband.

Daraufhin sprach ihr Arbeitgeber, der Landkreis Segeberg, nach Einholung der Zustimmung der
Hauptfürsorgestelle am 16.12.1994 die fristlose Kündigung aus. Nachdem die Illustrierte „Tan-
go“ am 24.Februar 1995 ausführlich über den Fall und die von Frau Dr. Herbst erhobenen Vor-
würfe berichtet hatte, erhielt sie eine weitere fristlose Kündigung.

Um ihren Arbeitsplatz zu retten, erhob sie Kündigungsschutzklage. Diese hatte jedoch weder in
erster Instanz beim Arbeitsgericht Neumünster noch im Berufungsverfahren vor dem Landesar-
beitsgericht Kiel Erfolg. Zur Begründung führte die 3. Kammer des LAG Kiel aus, Frau Dr.
Herbst habe ihre Pflicht zur Verschwiegenheit „über die Vorgänge an ihrem Arbeitsplatz ... ohne
zwingenden Grund verletzt, indem sie entgegen den Weisungen des Arbeitgebers ohne hinrei-
chende innerdienstliche Aufklärung der BSE-Verdachtsfälle an die Öffentlichkeit getreten“ sei.
Sie habe sich „nicht intensiv um eine innerdienstliche Aufklärung bemüht, obwohl der Landrat
des Kreises hierbei seine volle Unterstützung zugesichert hatte.“ Durch ihre öffentlichen Äuße-
rungen habe sie „nicht nur ihre Pflichten gegenüber ihrem Arbeitgeber verletzt, sondern auch den
Bestand des Schlachhofes Bad Bramstedt nachhaltig gefährdet. Die durchaus verständlichen
Ängste der Bevölkerung in Zusammenhang mit der BSE-Erkrankung“ seien „durch die unbe-
dachten Äußerungen der Klägerin über unbestätigte Verdachtsfälle geschürt“ worden. Die „mög-
lichen Auswirkungen auf den Umsatz des Schlachthofes Bad Bramstedt“ hätten Frau Dr. Herbst
bewusst gewesen sein müssen. Deshalb sei dem Arbeitgeber eine Fortsetzung des Arbeitsverhält-
nisses nicht zumutbar gewesen. Die Revision zum Bundesarbeitsgericht wurde nicht zugelassen.
Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungsgericht wurde nicht erhoben.
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Die fristlosen Kündigungen durch den Landkreis Segeberg, ihren Arbeitgeber, waren nicht die
einzigen Reaktionen, die Frau Dr. Herbst aufgrund ihrer öffentlich erhobenen Vorwürfe gegen
die Zustände im Schlachthof Bad Bramstedt hinnehmen musste. Die Betreiberin des Schlachthofs
entschloss sich dazu, auf zivilrechtlichem Wege Schadensersatz und Unterlassung von Frau Dr.
Herbst zu verlangen. Sie begehrte, Frau Dr. Herbst u.a. zur Unterlassung der Äußerung zu verur-
teilen, „auf dem Schlachthof ... in Bad Bramstedt seien hin und wieder BSE-auffällige Tiere ohne
die notwendigen umfangreichen Untersuchungen ganz normal geschlachtet worden und  in den
Verbrauch gelangt“. Außerdem verlangte sie die gerichtliche Feststellung, dass Frau Dr. Herbst
verpflichtet sei, „ihr sämtlichen aus der ... bezeichneten Handlung entstandenen und zukünftig
noch entstehenden Schaden zu ersetzen.“

Mit ihrer Klage hatte die Schlachthofbetreiberin jedoch keinen Erfolg. Das Landgericht Kiel ent-
schied, Unterlassungs- sowie Schadensersatzansprüche der Schlachthofbetreiberin scheiterten
bereits daran, dass die Behauptungen von Frau Dr. Herbst wahr seien. Die dagegen eingelegte
Berufung wurde vom OLG Schleswig mit Urteil vom 23.5.1997 zurückgewiesen.
Dieser Erfolg vor den Zivilgerichten brachte Frau Dr. Herbst freilich nicht ihren Arbeitsplatz
zurück, denn ihre Kündigungsschutzklage vor den Arbeitsgerichten war ja bereits rechtskräftig
abgewiesen worden. Sie entschloss sich jedoch, beim Landesarbeitsgericht Kiel eine sog. Resti-
tutionsklage einzureichen. Auch damit hatte sie jedoch letztlich keinen Erfolg, da sie nach Auf-
fassung des Gerichts keinen Wiederaufnahmegrund nachweisen konnte. Das Landesarbeitsgericht
empfahl allerdings dem Arbeitgeber, eine Wiedereinstellung von Frau Dr. Herbst wohlwollend zu
prüfen, der dies jedoch ablehnte.

III.
Das Verhalten von Frau Dr. Herbst war ein Musterbeispiel für verantwortliches Whistleblowing
(dt. „die Alarmpfeife blasen“ oder „Alarmschlagen“) – ein Begriff, der in Deutschland nach wie
vor nicht sehr verbreitet ist, in den USA und anderen Ländern jedoch seit Jahren zum festen Be-
standteil der politischen Kultur geworden ist. Es erfüllte alle vier einschlägigen Kriterien.

(1) Frau Dr. Herbst enthüllte Misstände und schwerwiegendes Fehlverhalten in ihrem Arbeit-
sumfeld. Sie behielt die von ihr diagnostizierten Verhaltensauffälligkeiten und Anomalien
von Schlachtrindern nicht für sich, die nach den sowohl vom zuständigen schleswig-
holsteinischen Landwirtschaftsministerium angegebenen als auch in der einschlägigen Fach-
literatur publizierten Kriterien Hinweise und Indizien für eine BSE-Erkrankung ergaben oder
jedenfalls ergeben konnten. Ihr Alarmschlagen betraf keine Nebensächlichkeiten oder Be-
langlosigkeiten. Vielmehr bezog es sich auf Problemfelder, in denen hoch-, ja höchstrangige
Rechtsgüter betroffen waren: die Gesundheit und das Leben von Beschäftigten und vor allem
von Verbrauchern.

(2) Frau Dr. Herbst tat das, was ihre berufsethische Verantwortung und ihr Gewissen von ihr
verlangten. Es ging ihr dabei nicht um eigennützige Ziele und Interessen, sondern um die Sa-
che. Sie agierte nicht – wie ihr Vorgesetzte teilweise vorhielten – profilierungssüchtig. Sie
handelte im „public interest“.

(3) Frau Dr. Herbst hatte nicht von vornherein die Absicht, mit ihrer Kritik an den Zuständen im
Schlachthof an die Öffentlichkeit zu gehen. Sie wandte sich zunächst an die zuständigen be-
triebsinternen Stellen, die mitwirken und tätig werden mussten, wenn die aufgetretenen BSE-
relevanten Verdachtsmomente hinreichend untersucht und abgeklärt werden sollten. Erst als
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sie mit ihren betriebsinternen Bemühungen um Abhilfe keinen Erfolg hatte, als ihr sogar der
Zugang zur Schlachttieruntersuchung im Stall auf Dauer genommen und als sie dennoch
weiter BSE-relevante Verdachtsmomente zu erkennen glaubte, wandte sie sich schließlich –
nach fast vier Jahren harter betriebsinterner, aber letztlich erfolgloser Bemühungen - an die
Öffentlichkeit.

(4) Sie nahm bei ihrem Whistleblowing das Risiko erheblicher persönlicher Nachteile auf sich:
für ihre berufliche Zukunft, für ihre Gesundheit, ja für ihre gesamte bürgerliche Existenz. Sie
musste nicht nur Vorwürfe von Kollegen und Vorgesetzten hinnehmen. Sie verlor schließlich
sogar ihren Arbeitsplatz und wurde mit 54 Jahren arbeitslos. Einen neuen Arbeitsplatz fand
sie nicht mehr. Sie musste vorzeitig in den Ruhestand gehen und bezieht seitdem Altersrente.
Dies war und ist mit erheblichen Einkommenseinbußen verbunden, und zwar nicht nur we-
gen der erheblichen Differenz zwischen Gehalt und Arbeitslosengeld, sondern auch wegen
der vorzeitigen Verrentung und der starken Einbußen bei der Zusatzrente. Und: Wäre die
Schlachthofbetreiberin mit der Schadensersatzklage erfolgreich gewesen, hätte Frau Dr.
Herbst unter Umständen mit Forderungen in Millionenhöhe rechnen müssen. Dies hätte sie
letztlich in den vollständigen finanziellen Ruin getrieben.

Die spezifische Bedeutung des Whistleblowing von Frau Dr. Herbst liegt in zweierlei:

• Sie hat mit ihrem Alarmschlagen – zusammen mit zwei weiteren Tierarztkollegen - entschei-
dend dazu beigetragen, hygienische Misstände im Schlachthof Bad Bramstedt abzustellen,
deren Existenz von den verantwortlichen Amtsleitern, von der Kreisspitze und vom Land-
wirtschaftsministerium immer wieder in Abrede gestellt worden waren. Erst ihre öffentlich
erhobenen konkreten Vorwürfe zwangen die Aufsichtsbehörden zum Handeln. Am Ende
mussten sich der Landrat und das Ministerium öffentlich entschuldigen und Besserung gelo-
ben. Das betraf freilich nur die hygienischen Misstände im Schlachthof.

• Bei den von Frau Dr. Herbst gegenüber den Verantwortlichen des Schlachthofes erhobenen
Vorwürfen wegen des Umgangs mit den von ihr diagnostizierten BSE-Verdachtsmomenten
erreichte sie dagegen – wie dargestellt – keine Einsicht und Umkehr auf Kreis- und Landes-
ebene. Ihr Alarmschlagen hat jedoch einen wichtigen Beitrag dazu geleistet, die spezifischen
Schwächen der in Deutschland praktizierten BSE-Kontrollsysteme herauszuarbeiten. Die Re-
gelungen und Verfahren, die Gesetzgeber und Verwaltung geschaffen haben, scheinen nach
der Papierform zwar scharf und konsequent zu sein, wenn ein BSE.-Verdachtsfall konkret
festgestellt worden ist. Die große Schwäche des Kontrollsystems lag (und liegt ?) jedoch in
dem Stadium, in dem die Frage zu stellen und zu beantworten ist, ob im Einzelfall diagnosti-
zierte BSE-Verdachtsmomente überhaupt einen meldepflichtigen BSE-Verdacht begründen
oder nicht. Die BSE-Kontroll- und Überwachungssysteme sind dadurch gekennzeichnet, dass
sie offenkundig an einem Strukturdefizit leiden. Hans-Jochen Luhmann vom Wuppertal In-
stitut hat dieses Strukturdefizit kürzlich wie folgt umschrieben:

„Meldet ein Beteiligter einen ... ‚Verdacht‘ gegen ein einzelnes Tier, bringt er damit eine Pro-
zedur der Überprüfung in mehreren Instanzen in Gang. Hier ist die Überprüfung eines gemel-
deten Verdachts im Prinzip vorbildlich geregelt. Dass dieses ablauforganisatorisch vorzüglich
geregelte amtliche Überwachungssystem in Deutschland während zehn Jahren keinen einzi-
gen BSE-Fall aufdeckte, liegt nicht daran, dass die gemeldeten Verdachtsfälle unzureichend
geprüft wurden, sondern daran, dass die beteiligten Kreise keine BSE-Verdachtsfälle melde-
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ten. (...) Dass im vergangenen Jahrzehnt in Deutschland nicht ein einziger BSE-Fall aufgrund
klinischer Symptome entdeckt wurde – der seuchenrechtlichen Anzeigepflicht zum Trotz -,
ist nur möglich, wenn die Wahrnehmung derjenigen, die zur Meldung verpflichtet sind, sy-
stematisch verzerrt war. In der Tat gilt: Die natürliche Interessenlage aller mit Tierbeständen
befassten Personen ist die, keine klinischen BSE-Verdachtsmomente wahrzunehmen – be-
züglich des Einsatzes von Antibiotika in der Tiermast gilt übrigens dasselbe. Denn ein wahr-
genommener Verdachtsfall vermag die wirtschaftlich verbundene Gemeinschaft, die ‚berufs-
mäßig mit Tierbeständen zu tun‘ hat, nur zu schädigen, ohne dafür zumindest einem Teil von
ihnen einen Vorteil, nämlich Schutz gegen Ansteckung, zu verheissen. Insofern besteht kein
Konflikt innerhalb des Kollektivs. Es ist vorauszusehen, dass es gleichgerichtet reagiert – und
ein einzelner, der dagegen aufsteht, wird durch Mobbing aus der Gemeinschaft verstoßen.
Das sind sozialpsychologische Gesetzmäßigkeiten.“

IV.
Der Whistleblowing-Fall Dr. Herbst ist in vielfacher Hinsicht ein Exempel für den Umgang mit
Whistleblowern in unserem Land. Er offenbart geradezu lehrstückhaft die Schwächen des rechtli-
chen Schutzes von Whistleblowern in Deutschland. Wir müssen zur Kenntnis nehmen: Das Auf-
decken und Enthüllen rechtswidriger oder sonst ethisch unvertretbarer Misstände, Praktiken und
Entwicklungen durch Beschäftigte sowie die Weitergabe solcher Insider-Informationen an be-
triebsexterne Personen ist in Deutschland mit hohen Risiken verbunden. Dies gilt insbesondere
für die sog. „Flucht in die Öffentlichkeit“. Die rechtlichen Voraussetzungen für „externes
Whistleblowing“ sind im deutschen Recht sehr unbestimmt und unpräzise geregelt. Es fehlt ins-
besondere auch an ausdrücklichen Schutzvorschriften für Whistleblower. Von Rechtssicherheit
für die Beschäftigten kann angesichts dessen nicht die Rede sein. Deshalb hängt es in hohem
Maße von den jeweiligen Richtern ab, an die ein Whistleblower im Konfliktfalle gerät. Das zeigt
auch der Fall Dr. Herbst: Während das Arbeitsgericht Neumünster – also die I.Instanz – und die
III.Kammer das Landesarbeitsgerichts Kiel – also die Berufungsinstanz – nicht einmal gesehen
haben, dass es im Whistleblower-Fall Dr. Herbst überhaupt um das Grundrecht der Meinungsäu-
ßerungsfreiheit (Art. 5 GG) ging, hat später die I. Kammer des LAG Kiel im Wiederaufnahme-
verfahren diesen gravierenden und letztlich unverzeihlichen Fehler der beiden Instanzgerichte,
die über die Rechtmäßigkeit der fristlosen Kündigung zu befinden hatten, ausdrücklich hervorge-
hoben und gerügt, freilich folgenlos. Denn das Wiederaufnahmegericht vermochte nunmehr kei-
nen gesetzlichen Wiederaufnahmegrund festzustellen, so dass es bei der rechtskräftig festgestell-
ten fristlosen Kündigung blieb.

Die Rechtsunsicherheit für Whistleblower im geltenden deutschen Recht hat naheliegender Wei-
se Rückwirkungen auf das Konfliktverhalten von Beschäftigten. Wer damit rechnen muss, dass
angesichts unbestimmter Grenzen seines an sich grundsätzlich auch im Arbeits- und Dienstver-
hältnis bestehenden Meinungsäußerungsrechtes negative arbeits- oder dienstrechtliche Konse-
quenzen bis hin zur fristlosen Kündigung im Falle des externen Whistleblowing nicht mit hinrei-
chender Sicherheit ausgeschlossen werden könnnen, wird sich Zurückhaltung auferlegen. Die
bestehende Rechtsunsicherheit setzt damit die Bereitschaft zum Whistleblowing, insbesondere
zum externen Whistleblowing, herab und wirkt sich so de facto auf die Meinungsäußerungsfrei-
heit von Beschäftigten letztlich „einschnürend“ aus. Wer nicht riskieren will, dass er arbeits-
rechtliche Sanktionen erfährt, wird deshalb eher geneigt sein, vorsorglich auf eine grundrechtli-
che Betätigung zu verzichten, also sich zu ducken und zu schweigen.
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Hier besteht ein dringender Reformbedarf. Die Reformforderungen richten sich primär an den
Gesetzgeber auf Bundesebene, aber auch an die Gerichte. Ich habe dazu in meiner gerade er-
schienenen Fallstudie („Whistleblowing in Zeiten von BSE“, Berlin-Verlag)1, die eine ausführli-
che Dokumentation des Falles Dr. Herbst enthält, mehrere detaillierte Vorschläge entwickelt und
dargelegt, die ich freilich im Rahmen dieses Vortrages nicht näher ausbreiten kann.

Die rot-grüne Regierungskoalition auf Bundesebene hat sich dem Abbau dieses Reformstaus bis-
her nicht gewidmet, obwohl unter anderem von einigen Bundesländern und auch vom DGB ent-
sprechende Forderungen und Vorschläge im Zusammenhang mit der kürzlich erfolgten Novellie-
rung des Betriebsverfassungsgesetzes vorgelegt worden waren. Auf der Ebene des Bundesgesetz-
gebers wird man also in Sachen Whistleblower-Schutz frühestens in der nächsten Legislaturperi-
ode etwas bewegen können. Diesbezügliche Fortschritte werden freilich (auch) in diesem Bereich
nicht von alleine kommen. Es müssen dazu gesellschaftliche Bündnisse geschmiedet und mit
Leben erfüllt werden, die die Dringlichkeit einer Reform auch an Hand konkreter Beispielsfälle
sichtbar und erfahrbar machen sowie Reformdruck organisieren.

Interessanterweise hat übrigens das Bundesverfassungsgericht vor kurzem in einem Kammerbe-
schluss eine bemerkenswerte Entscheidung getroffen, die die Rechte von Whistleblowern in ei-
nem Teilbereich des Whistleblowing, nämlich gegenüber Strafverfolgungsbehörden, stärkt. Es ist
zu hoffen, dass dies nicht der letzte Reformschritt in diesem Bereich war. Die Fachgerichte soll-
ten diese Karlsruher Rechtsprechung aufnehmen und fortentwickeln.

Ein Abbau des von mir diagnostizierten Reformstaus liegt nicht nur im individuellen Interesse
der betroffenen Beschäftigten an einem verbesserten Schutz vor unzumutbaren Existenzrisiken.
Es geht auch um das wohlverstandene Eigeninteresse unserer Gesellschaft insgesamt. Denn we-
sentliche Voraussetzung für rationale Diskurse etwa über technologische Risiken, Sicherheits-
standards, Verbraucherschutz etc. sind in einer demokratischen Gesellschaft informierte und ver-
antwortungsbewusste Wortmeldungen gerade von Insidern. Frau Dr. Herbst gehörte zu diesen
Insidern, die aufgrund ihrer Fachkompetenz und ihrer internen Kenntnisse ihr Wissen um Mis-
stände, BSE-relevante Verdachtsmomente und innerbetriebliches und behördliches Fehlverhalten
publik und so erst einem öffentlichen Diskurs zugänglich machte. Dafür gebührt ihr nicht nur
unser hoher Respekt, sondern auch unsere besondere Wertschätzung und unser Dank. Eine mo-
derne Gesellschaft mit ihren vielfältigen technologischen, gesundheitlichen, wissenschaftlichen
und sozialen Risiken für Leben, Gesundheit und das friedliche Zusammenleben der Menschen
wird letzlich nicht zukunftsfähig sein, wenn es nicht gelingt, Whistleblower wie Frau Dr. Herbst
besser als bisher vor unzumutbaren Existenzrisiken zu schützen; ich betone: vor allem auch in
unserem gemeinsamen Interesse.

Deshalb ist es sehr zu begrüßen, dass die drei Organisationen, auf deren Bitten hin ich heute zu
Ihnen spreche, nämlich die „Vereinigung Deutscher Wissenschaftler“ (VDW), die deutsche Sek-
tion der IALANA sowie die „Ethikschutzinitiative“, ungeachtet der von ihnen im übrigen ver-
folgten, durchaus unterschiedlichen Satzungszwecke und Organisationsziele, vor zwei Jahren
diesen „Whistleblower-Preis“ gestiftet haben. Der VDW geht es dabei in der Tradition der be-
rühmten „Göttinger Erklärung“ der Atomphysiker um Prof. Otto Hahn und Prof. Carl Friedrich

                                                
1  Dieter Deiseroth, Whistleblowing in Zeiten von BSE. Der Fall der Tierärztin Dr. Margrit Herbst. Berlin-Verlag.
Berlin 2001 (ISBN 3 8305-0258-3), 252 Seiten, 39,80 DM



10

von Weizsäcker von 1958 vor allem um eine Stärkung der berufsethischen Verantwortung von
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, und zwar sowohl im Bereich der modernen Bio- und
anderen Naturwissenschaften als auch in den Sozialwissenschaften. Dies betrifft interne und ex-
terne Strukturen des Wissenschafts- und Forschungsbetriebs, aber auch den Umgang mit alterna-
tivem, mainstream-kritischem wissenschaftlich-technischen Sachverstand sowie mit kritischen
Potentialen und Ressourcen innerhalb und außerhalb der Forschungsorganisationen. Hier gibt es
wichtige Berührungspunkte mit der Ethikschutzinitiative, die sich in einem mittlerweile welt-
weiten Verbund allgemein dem Whistle-blowerschutz von Beschäftigten widmet, und mit der
IALANA. Die IALANA engagiert sich vor allem mit rechtlichen Mitteln um eine wirksame
Ächtung und die Abschaffung aller Massenvernichtungswaffen, streitet für Rüstungskontrolle
und Abrüstung sowie für die Entwicklung und Durchsetzung von Instrumentarien, Mechanismen
und Verfahren zur nicht-kriegerischen Austragung von Konflikten. Alle drei Organisationen sind
dabei davon überzeugt, dass gerade das kritische Expertenwissen von Insidern für den öffentli-
chen Diskurs fruchtbar gemacht werden muss.

Welch große Bedeutung Whistleblower mit ihrem Insider-Wissen etwa in den Bereichen der Rü-
stungsforschung, bei der Abrüstung sowie bei der Verifikation von internationalen Abkommen
haben, zeigen zahlreiche markante Fälle. Zu nennen ist etwa Daniel Ellsberg, ein früherer Ange-
stellter des Pentagon, der Ende der 60er Jahre in der US-Presse die groben Unwahrheiten ent-
hüllte, die vom Pentagon und vom Weißen Haus dem US-Parlament und der Öffentlichkeit zur
Rechtfertigung des Vietnam-Krieges („Tonkin-Resolution“ des US-Senats) jahrelang vorgespie-
gelt worden waren; es ist wohl nicht übertrieben festzustellen, dass seine Veröffentlichungen we-
sentlich zur Delegitimierung und zum Ende des Vietnamkrieges beitrugen. Hinzuweisen ist auch
auf Mordechai Vanunu, der als ehemaliger Beschäftigter des israelischen Atomforschungszen-
trums Dimona durch seine Publikationen u.a. in der britischen „Sunday Times“ die Existenz des
israelischen Atomwaffenpotentials enthüllte2 und dafür bis heute im Gefängnis sitzt. Erwähnt sei
ferner der Fall des russischen Chemikers Vil Mirzajanow3, der 1992 publik machte, dass Russ-
land trotz der Jahre zuvor erfolgten Unterzeichnung des Chemiewaffen-Übereinkommens weiter
die Erforschung und Entwicklung von C-Waffen betrieb. Ferner sei der Fall des russischen Bio-
wissenschaftlers Ken Alibek4 angeführt, der vor wenigen Jahren die langjährige – offenkundig
abkommenswidrige - Entwicklung von biologischen Waffen in der Sowjetunion und Russland im
Komplex Biopreparat enthüllte, sowie der Fall von Alexander Nikitin, des früheren Kapitäns der
sowjetischen Marine, dessen Veröffentlichungen über den umweltgefährdenden Umgang mit
radioaktivem Militärmüll und über den desaströsen Zustand der Nordmeerflotte die Öffentlich-
keit alarmierten und deren Berechtigung im vergangenen Jahr durch den Untergang der „Kursk“
nachhaltig unterstrichen wurde. Alexander Nikitin wurde dafür im Jahre 1999 hier in Berlin mit
dem „Whistleblower-Preis“ ausgezeichnet5.

Whistleblowing erfordert nicht nur exzellentes Fachwissen und berufliches Können sowie ein
gutes innerbetriebliches „standing“, sondern vor allem auch Mut und Ermutigung. Zivilcourage
                                                
2  Vgl. dazu u.a. Yoel Cohen, Die Vanunu Affäre, Palmyra Verlag (ISBN 3-930378-03-5), Heidelberg, 1975
3  Vgl. dazu u.a. Frank von Hippel, Russian Whistleblower Faces Jail, in: Bulletin of the Atomic Scientists, March
1993, S.7; Rainer Braun, Angeklagt wegen Geheimnisverrat, in: Wissenschaft und Frieden, 1/1994, S. 71
4  Vgl. dazu u.a. Ken Alibek/Stephen Handelman, Biohazard, Random House, New York 1999; Judith Miller, Aid is
Diverted to Germ Warfare, Russian Scientists Say, in: New York Times vom 25.Jan. 2000
5  Vgl. dazu u.a. Dieter Deiseroth/Dietmar Göttling, Der Fall Alexander Nikitin. Emde-Verlag (ISBN 3-923637-56-
X), Pittenhart 2000
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wird nicht angeboren. Zivilcouragiertes Verhalten orientiert sich auch an ermutigenden Vorbil-
dern und Leitbildern. Deshalb ist es von großer Bedeutung, dass Whistleblower diese Ermutigung
auch erfahren und dass ihr beispielhaftes und beispielgebendes Verhalten publik gemacht und in
geeigneter Form öffentlich gewürdigt wird.

Dieses Jahr wird mit dem „Whistleblower-Preis“ das beispielhafte Verhalten der  Tierärztin Frau
Dr. Margrit Herbst aus Schleswig-Holstein gewürdigt und ausgezeichnet.

Ich denke, ich spreche in Ihrer aller Namen: Frau Dr. Margrit Herbst hat diesen Preis wahrlich
verdient.

Dr. Margrit Herbst und Dr. Dieter Deiseroth
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Ministerin Bärbel Höhn

Wissenschaftliche Politikberatung -
Lehren aus der BSE- und Tierseuchenbekämpfung

Von Bärbel Höhn
Ministerin für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Meine Damen und Herren,

ich freue mich, dass ich anlässlich der Verleihung des „Whistleblower-Preises“ die Gelegenheit
habe, einige Ausführungen zu dem interessanten Thema: Wissenschaftliche Politikberatung -
Lehren aus der BSE- und Tierseuchenbekämpfung machen zu dürfen.

Über viele Monate hinweg haben sich die Meldungen über BSE und später über Maul- und Klau-
enseuche überschlagen. Ich bin in meiner Arbeit mit einer Vielzahl von Ratschlägen und Emp-
fehlungen konfrontiert worden, die zum Teil sehr widersprüchlich waren.

Politiker können jedoch auf Krisen nur dann angemessen reagieren, wenn wir sachgerecht und
nach den neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen informiert werden. Gerade bei so komple-
xen und gesundheitlich weitreichenden Sachverhalten wie der BSE und der Maul- und Klauen-
seuche ist es unverzichtbar, dass Wissenschaftler unabhängig sind und neueste Erkenntnisse ein-
beziehen, auch wenn vordergründige Wirtschaftsinteressen dagegen sprechen, damit die Politik
brauchbare Empfehlungen an die Hand bekommt.

Rückblickend muss ich jedoch feststellen, dass dieses gerade bei der BSE nur unzureichend der
Fall gewesen ist.

Ich erinnere in diesem Zusammenhang an die Diskussionen um die Verhängung eines Exportver-
botes für Rindfleisch aus Großbritannien angesichts des sich Mitte der 90er Jahre dort ausweiten-
den BSE-Geschehens. Auf europäischer Ebene war seinerzeit der Wissenschaftliche Veterinär-
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ausschuss bei der Europäischen Kommission das zentrale beratende wissenschaftliche Gremium.
Mir steht es nicht an, über die Zusammensetzung dieses Gremiums ein Urteil zu fällen. Mir wur-
de jedoch von BSE-Sachverständigen berichtet, dass sie sich sehr gewundert haben über das
Gremium, das dort tagt. Nach mir vorliegenden Erkenntnissen soll dort nur ein BSE-Experte be-
ratend tätig gewesen sein. Die anderen Wissenschaftler kamen aus völlig anderen Bereichen. In-
sofern ist es nicht verwunderlich, dass dieser Ausschuss mehrfach sehr widersprüchliche Voten
abgegeben hat. Das hatte zur Folge, dass trotz der steigenden BSE-Zahlen in Großbritannien und
trotz der wiederholten Forderung der Politik, Großbritannien vom innergemeinschaftlichen Han-
delsverkehr mit Rindfleisch auszuschließen, der Export lange Zeit zugelassen war. Erst als die
britische Regierung selbst die Reißleine gezogen hat und der britische Gesundheitsminister im
Parlament einen Zusammenhang zwischen BSE und der neuen Form der Creutzfeldt-Jakob-
Krankheit nicht mehr ausschließen konnte, wurde von der Europäischen Kommission ein Export-
verbot für britisches Rindfleisch verhängt.

Man konnte sich nicht des Eindrucks verwehren, dass die Unabhängigkeit der Wissenschaft, so-
wohl was das Gremium des Wissenschaftlichen Veterinärausschusses angeht als auch was Wis-
senschaftler in Großbritannien angeht, auf dem Altar wirtschaftlicher Interessen geopfert wurde.

Das Europäische Parlament hat seinerzeit die einzig richtige Entscheidung getroffen, indem es
eine Untersuchungskommission eingesetzt hat. Die Ergebnisse dieser Untersuchungskommission
sind Ihnen bekannt; den Wissenschaftlichen Veterinärausschuss gibt es nicht mehr, stattdessen ist
ein Lenkungsausschuss eingerichtet worden. Auch die Zusammensetzung dieses Gremiums wur-
de grundlegend geändert. Dazu kam, dass sich Wissenschaftler für die Mitgliedschaft in diesem
Gremium bewerben konnten, so dass nunmehr eine hohe Fachkompetenz in diesem Ausschuss
vorhanden ist. Schließlich wurde die Kommission neu geordnet. So wurde der gesundheitliche
Verbraucherschutz aus der Generaldirektion Landwirtschaft in eine Generaldirektion Gesund-
heitlichen Verbraucherschutz verlagert.

Aber nicht nur auf europäischer Ebene, sondern auch in Deutschland hat in Bezug auf BSE die
wissenschaftliche Politikberatung nicht immer gut funktioniert. Ich möchte in diesem Zusam-
menhang nicht auf die Fehleinschätzung eingehen, dass Deutschland angeblich „BSE-frei“ sei.
Diese fatale Fehleinschätzung hat schließlich zum Rücktritt von zwei Ministern geführt. Ich den-
ke aber, dass diese Minister nicht aus eigenem Gutdünken diese Einschätzung vorgenommen
haben, sondern sie fachlich von ihren Bundesoberbehörden und damit Fachleuten und Wissen-
schaftlern beraten wurden.

In diesem Zusammenhang ist ein Fall aus dem Jahre 1999 von großem Interesse. Wie Sie wissen,
haben wir im Frühjahr des Jahres 1999 im Rahmen eines Pilotprojektes den BSE-Schnelltest an
5.029 Rindern erprobt. Wir haben vor allen Dingen Rinder untersucht, die älter als 30 Monate
waren, weil wir uns nicht dem Vorwurf aussetzen wollten, wir gehen aktionistisch vor und unter-
suchen nur Tiere, bei denen die Chance, etwas zu finden, sehr gering ist. Das Gros der Tiere lag
sogar in der Altersstufe zwischen 4 und 5 Jahren. Wir haben im Rahmen dieses Projektes keinen
positiven Befund erhoben; dennoch haben wir empfohlen, diesen Test zumindestens bei älteren
Schlachttieren obligatorisch einzusetzen.

Wir sind damals auch von wissenschaftlicher Seite massiv kritisiert worden. Unser Verfahren
wurde als Aktionismus abgestempelt. Die Schnelltests seien nicht zugelassen und nicht geeignet,
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eine Aussage über den BSE-Status zu machen. Insoweit würden wir den Verbraucherinnen und
Verbrauchern eine falsche Sicherheit vorspiegeln. Im Übrigen sei durch das NRW-Verfahren der
Status „BSE-frei“ in Deutschland in höchstem Maße gefährdet.

Wie richtig unser Weg war, zeigen die heutigen Ergebnisse in Deutschland. Nach der systemati-
schen Untersuchung aller Rinder über 24 Monate und aller gefallenen Rinder sind mittlerweile
121 BSE-Fälle in Deutschland festgestellt worden. Dadurch, dass wir damals im Rahmen eines
Pilotprojektes Erfahrungen mit der Einführung des Testes gesammelt haben, waren die Länder
relativ schnell in der Lage, von dem technischen Know-how des Landes Nordrhein-Westfalen zu
profitieren und die Tests durchzuführen. Wir haben in Nordrhein-Westfalen im ersten Halbjahr
des Jahres 2000 schon begonnen, in vermehrtem Umfang BSE-Tests bei gefallenen Rindern
durchzuführen, und von wissenschaftlicher Seite wurde zunächst versucht, dieses zu verhindern.
Es liegt in diesem Zusammenhang ein Schreiben des Bundesinstitutes für gesundheitlichen Ver-
braucherschutz und Veterinärmedizin vom Juni 2000 vor, in dem dieses Bundesinstitut seine Zu-
stimmung zum Einsatz von BSE-Schnelltests in staatlichen Laboratorien verweigert hat. Begrün-
det wurde diese Ablehnung mit rein formalen Hinweisen. Diese Verweigerungshaltung führte
dazu, dass die BSE-Tests in den Bundesländern nur mit erheblicher zeitlicher Verzögerung be-
gonnen werden konnten. Es bedurfte erst massiver politischer Intervention, bis hier „der Knoten
durchgeschlagen“ war.

An diesen Beispielen mögen Sie erkennen, wie sehr effektiver Verbraucherschutz behindert wer-
den kann, wenn die Wissenschaft wichtige Erkenntnisse der Politik vorenthält oder wenn durch
zögerliches und formalistisches Verhalten Verwaltungshandeln behindert wird.

So hat das BGVV zunächst die Meinung vertreten, der BSE-Test würde gar nicht aussagekräftig
sein; dann wurde nach Feststellung des ersten BSE-Tieres aus Schleswig-Holstein behauptet, der
Test würde erst bei Tieren wirken, die älter als 30 Monate seien, obwohl auch jüngere BSE-Tiere
mit den Schnelltests gefunden wurden. Bis heute wird versucht, den Bundesländern vorzuschrei-
ben, sie dürften ihren Handel nicht mit der Information „BSE-getestet“ werben lassen.

Auch bezüglich des Tiermehls hat die Wissenschaft lange Zeit eine falsche Einschätzung vorge-
nommen. Es wurde der Eindruck vermittelt, dass die in den Tierkörperbeseitigungsanstalten bei
der Herstellung von Tiermehl angewendeten Temperaturen ausreichend seien, um eventuell vor-
handene Prionen mit Sicherheit abzutöten. Mittlerweile sind wir schlauer geworden. Es gibt ein
Gutachten von Herrn Prof. Dr. Riesner von der Universität Düsseldorf. Darin hat er festgestellt,
dass erst ab einer Temperatur von 160º C eine Abtötung von Prionen sichergestellt ist.

Niemand weiß, wie sich die BSE weiter entwickeln wird. Niemand kann aber auch vorhersagen,
wie viele Menschen sich mit der neuen Variante der Creutzfeldt-Jakob-Krankheit infiziert haben
bzw. infizieren werden. Von Wissenschaftsseite geäußerte Befürchtungen, es könnten hundert-
tausende von Menschen in den nächsten 10 Jahren erkranken, sind reine Spekulationen; denn es
gibt zurzeit keinerlei Erkenntnisse über die Inkubationszeit der neuen Variante der Creutzfeldt-
Jakob-Krankheit, es gibt auch keine Erkenntnisse, welche Mengen von Prionen überhaupt erfor-
derlich sind, um einen Menschen zu infizieren. Namhafte BSE-Wissenschaftler, wie Herr Profes-
sor Kretschmar oder Herr Professor Aguzi, lehnen es daher kategorisch ab, in dieser Hinsicht
irgendwelche Prognosen abzugeben. Mir ist eine derart seriöse Bewertung wichtiger als effekt-
heischende, vorschnelle Rückschlüsse.
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Vielleicht mag man bei der BSE für manche widersprüchlichen Ergebnisse und Ratschläge noch
ein gewisses Verständnis haben, da es sich um eine neue, noch zum Teil unzureichend erforschte
Krankheit handelt. Nach wie vor sind viele wissenschaftliche Fragen ungeklärt und bedürfen
weiterer Forschungsaktivitäten. Deshalb legen wir in Nordrhein-Westfalen großen Wert darauf,
dass die BSE-Forschung nicht behindert, sondern gefördert und weiter ausgebaut wird.

Umso mehr war ich daher überrascht zu erfahren, dass selbst bei „alten“, gut erforschten Erkran-
kungen wie der Maul- und Klauenseuche die Wissenschaft in sich widersprüchlich sein kann. Ich
erinnere in diesem Zusammenhang an das Frühjahr diesen Jahres, als die Maul- und Klauenseu-
che von England ausgehend auch auf die Mitgliedstaaten Irland, Frankreich und die Niederlande
übergegriffen hat. Angesichts der damit verbundenen unmittelbaren Gefährdung auch der nord-
rhein-westfälischen Landwirtschaft haben wir intensiv über Schutzimpfungen nachgedacht, um
einer Infektion zuvorzukommen.

Die europäische Tierseuchenpolitik verfolgt jedoch grundsätzlich den Grundsatz der „Nicht-
Impfpolitik“, weil geimpfte Tiere auf dem Weltmarkt nicht oder schlecht absehbar sind. Sie setzt
daher auf das Instrumentarium weitreichender Gebietssperren und großräumiger Keulungen. Uns
allen sind die geradezu apokalyptischen Bilder aus dem Vereinigten Königreich noch gut in Erin-
nerung, die brennende Scheiterhaufen mit toten Tieren und dichte Rauchschwaden über ganze
Landstriche zeigten. Deshalb haben wir bei der Europäischen Kommission vorsorglich den An-
trag gestellt, einen Impfgürtel entlang der Grenze zu den Niederlanden vorsorglich mit einem
eigens dafür vorgehaltenen Impfstoff schutzzuimpfen. Seit über 10 Jahren unterhalten die Bun-
desländer bei der Firma Bayer eine strategische Impfstoffbank für Maul- und Klauenseuche, die
in Abhängigkeit der weltweiten Seuchenlage hoch wirksame Impfstoffe gegen die verschiedenen
MKS-Virusstämme enthält. Jedes Jahr werden unter Beteiligung der Bundesforschungsanstalt die
eingelagerten Impfstämme neu bewertet und in Abhängigkeit der epidemiologischen Gesamtsi-
tuation gegen andere Stämme ausgetauscht.

Um so mehr hat es daher überrascht, dass zu dem Zeitpunkt, als es mit dem Impfantrag von
Nordrhein-Westfalen ernst wurde, ausgerechnet von der Bundesforschungsanstalt, die die strate-
gische Impfstoffreservebank jahrelang begleitet hat, wissenschaftliches „Störfeuer“ kam. So hat
der Präsident der Bundesforschungsanstalt gegen die von Nordrhein-Westfalen beabsichtigten
Schutzimpfungen schwerwiegende Bedenken geltend gemacht und angesichts der angeblich ho-
hen Risiken einer Schutzimpfung die großflächigen Tötungen vieler Tausender von Klauentieren
gerechtfertigt. Ich möchte bei dieser Gelegenheit schon aus Zeitgründen nicht auf die jeweils
vorgebrachten Bedenken eingehen, möchte aber deutlich machen, dass wir in einem Positionspa-
pier diese Argumente umgehend zerstreuen konnten. Unser Positionspapier ist auf großes Echo
gestoßen und hat schließlich auch in der Wissenschaft uneingeschränkt Zustimmung gefunden.
Sie werden jedoch dennoch verstehen, dass diese Entwicklung ausgesprochen misslich ist und
wichtige politische Entscheidungen verzögert bzw. unnötig erschwert.

Meine Damen und Herren, ich konnte Ihnen nur einige Beispiele geben, die zeigten, wie durch
eine falsche Beratung auch die Politik fehlgeleitet worden ist. Vor allem ist es nicht gut, wenn
Bundesoberbehörden durch falsche Behauptungen zur Verunsicherung der Verbraucherinnen und
Verbraucher beitragen.
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Ich bin großer Hoffnung, dass wir durch die aufgrund des von-Wedel-Gutachtens beabsichtigte
Neukonzeption des Verbraucherschutzes künftig einen besseren Weg gehen. Ich erinnere in die-
sem Zusammenhang an die geplanten Einrichtungen wie die einer Wissenschaftliche Stelle, die
eine Risikobewertung von auftretenden Risiken vornehmen soll. Dabei soll sie sich nicht nur auf
eigene Erkenntnisse stützen, sondern in enger Vernetzung mit allen Forschungseinrichtungen
national und international zu einer fundierten Bewertung kommen. Das daraus abzuleitende Risi-
komanagement wird dann gemeinsam zwischen Bund und Ländern abgestimmt. Ich hoffe, dass
wir dann über Instrumentarien verfügen, die zur Sicherheit der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher einen erheblichen Beitrag leisten. Ich bin mir sicher, die Verbraucherinnen und Verbraucher
werden es uns danken.

Ich wünsche der heutigen Veranstaltung noch einen guten Verlauf und danke Ihnen für Ihre
Aufmerksamkeit.
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Antje Bultmann

Gruß und Dank an Frau Dr. Herbst

Von Antje Bultmann, Ethikschutzinitiative

Im letzten Jahr ging ein Gespenst um. Einknickende, zusammenbrechende, sich quälende Käl-
ber auf Lastwägen. Brennende Haufen hunderter Rinderleiber. Fassungslose Landwirte, die
um ihre Existenz fürchten mussten. Wir alle haben diese Horrorbilder noch im Kopf. Und die
Meldungen über BSE-Fälle, der Bovinen Spongiformen Enzephalopathie, die nach und nach
bekannt wurden.

Bereits vor elf Jahren hatte die Tierärztin Frau Dr. Margrit Herbst aus Schleswig-Holstein vor
der Rinderseuche gewarnt. Was dann für sie begann, kann man nur als Spießrutenlaufen be-
zeichnen. Am Ende stand die Kündigung.

Heute soll die mutige Frau einen Preis erhalten für ihre Zivilcourage im Kampf gegen BSE.
Ihre Diagnosen in der Norddeutschen Fleischzentrale Bad Bramstedt wurden damals schlicht
ignoriert. Die vorgesetzten Tierärzte stellten stattdessen „Verwachsungen im Bauchraum“ fest,
„einfache primäre Gelenkentzündungen“, gar eine „Blindheit“. BSE-spezifische Symptome
wie die gestreckte Kopfhaltung oder das aggressive Verhalten der Tiere ließen sie außer Acht.
Doch das war nicht alles. Ab Dezember 1991 musste betriebsintern abgestimmt werden, ob
BSE-Verdachtsmeldungen an das für die Seuchenbekämpfung zuständige Veterinäramt wei-
tergegeben werden sollten. In etlichen Fällen verzichteten die zuständigen Veterinäre auf
weitergehende Untersuchungen. Im Bramstedter Schlachthof wurden BSE-verdächtige Rinder
geschlachtet und in den Handel gebracht.

Das Thema BSE ist alles andere als passend für eine Feierstunde. Es ist eine beschämende Ge-
schichte, die sich da seit über zehn Jahren in der Bundesrepublik Deutschland und anderen eu-
ropäischen Ländern abgespielt hat. Bad Bramstedt ist ja nur ein Beispiel. Wie viele soge-
nannte Experten haben von der Gefahr durch BSE gewusst und dazu geschwiegen oder abge-
wiegelt!
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Nehmen Sie mir die Fragen nicht übel: Gehört ein Gesundheitsminister, der seine Aufgabe
nicht erfüllt, abgesetzt oder nicht? Sollten Tierärzten nicht die Approbation entzogen werden,
wenn sie wider besseres Wissen zusehen, wie BSE-verseuchte Rinder auf den Markt gelan-
gen? Weshalb wurden die Firmennamen der Tiermehlindustrie geheim gehalten, aber Ort und
Name der Höfe, bei denen es BSE-Fälle gab, veröffentlicht?

Die meisten „Täter“, wenn ich mal die Sache mit Namen benennen darf, bestreiten ihre Mit-
schuld bis heute oder zählen bestimmte gesundheitliche Gefährdungen wie BSE, Elektrosmog
oder Niedrigstrahlung etc. zum "Restrisiko", nach dem Motto: ‚Das ganze Leben ist gefähr-
lich. Überall kann etwas passieren. Das Leben endet immer mit dem Tod’. Ein solches Argu-
ment unterschlägt, dass jeder Bürger ein Recht darauf hat, sein eigenes Risiko weitgehend
selbst zu bestimmen. Menschengemachte Katastrophen sind weder höheres Schicksal noch
Naturereignisse. Damit stellt sich aber die Frage der Verantwortung.

Doch die Täter werden in der Regel nicht vor Gericht gestellt. Wenn doch: Lebensqualität,
Gesundheit oder gar ein tödliches Risiko spielen in bestimmten Bereichen der Gesundheitsge-
fährdung vor Gericht häufig keine angemessene Rolle. Starke Lobbys definieren, was als Ge-
sundheitsgefährdung gilt und was nicht. Dass Richter immer unabhängig urteilen, ist leider ein
Wunschtraum. Wie oft lassen sie sich von der "herrschenden Meinung" beeinflussen oder von
parteiischen Experten. Die Opfer können von einer Wiedergutmachung nur träumen.

Wann besinnen sich Politik, Justiz und Wirtschaft wieder auf das Grundgesetz - auf die Men-
schenwürde und das Recht des Menschen auf körperliche Unversehrtheit? Ist Körperverlet-
zung keine Körperverletzung, wenn wirtschaftliche Ursachen im Hintergrund stehen? Der
Mensch ist kein Humankapital und als Gesellschaftsmitglied auch kein Bruttosozialprodukt.
Die materiellen Werte sind nicht alles. Die Frage ist immer: Wer sind die Gewinner, wer die
Verlierer?

Damit bin ich wieder bei Margrit Herbst. Sie ist eine Whistleblowerin. Sie hat sich durch
Mobbing und Einschüchterungen nicht von ihrer Gewissensentscheidung abbringen lassen.
Sie hat Zivilcourage gezeigt. Ihr wurde gekündigt. Ihr wurde die Existenzgrundlage entzo-
gen....

Ein einzelner Mensch, der sein Gewissen sprechen lässt, ist zu schwach, sich gegenüber den
gut bezahlten Anwälten großer Unternehmen zu behaupten. Denn hier geht es um Macht, gro-
ße Geldsummen und die Gefahr, verklagt zu werden. Sonntagsreden helfen da nicht weiter.
Zivilcourage braucht positive Beispiele. Der Preis soll ein Zeichen setzen und die mutige
Tierärztin, die gegen Psychoterror und Demütigungen zu ihrer Überzeugung stand und steht
öffentlich ehren für das, was sie getan hat. Die Ethikschutzinitiative verleiht zusammen mit
der IALANA und der VDW den Preis an Frau Herbst, um der Öffentlichkeit bewusst zu ma-
chen, dass Whistleblowing und Zivilcourage für die Demokratie eine Überlebensfrage sind.
Stellen sie sich unsere Gesellschaft als einen Dampfkessel vor. Bevor das Wasser verdampft,
muss das Ventil zuverlässig pfeifen!
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Dr. Margrit Herbst

Dankesrede zur Verleihung des Whistleblower-Preises 2001

Von Margrit Herbst

Sehr geehrte Frau Ministerin
sehr geehrter Herr Professor Dürr
sehr geehrter Herr Dr. Deiseroth
meine Damen und Herren!

Ich danke Ihnen ganz herzlich für die Verleihung des diesjährigen Whistleblower-Preises. Dieser
Preis ist für mich nach vielen Jahren der Entbehrungen und Enttäuschungen eine wichtige Bestä-
tigung für meine Bemühungen „in Sachen BSE“.

Obwohl die offensichtliche BSE- und Creutzfeld-Jakob-Problematik nicht nur in Deutschland zu
einer beklemmenden Realität geworden ist, wird das Unterdrücken einer wahrheitsgemäßen und
umfassenden Berichterstattung weiterhin von Tierärzten und verschiedenen Institutionen betrie-
ben. Bereits 1994 hatte der Tierseuchenausschuß der Deutschen Tierärzteschaft die Devise her-
ausgegeben: Überzogenen Maßnahmen zur Bekämpfung der Rinderkrankheit BSE nicht das
Wort zu reden. Die notwendigen Maßnahmen zur Bekämpfung der Seuche seien ergriffen. Eine
Einschleppung oder Weiterverbreitung in Deutschland sie sehr unwahrscheinlich. Darüber hinaus
wurde durch meine fristlose Entlassung als Fleischhygienetierärztin im Jahre 1994 meinen Kol-
legen unmißverständlich signalisiert, daß Tierärzte in Deutschland abgestraft werden, wenn sie
BSE-Verdachtsfälle melden und nachdrücklich auf Diagnosesicherung bestehen.

Die Folge war ein deutlich erkennbares Desinteresse gegenüber BSE. Der Öffentlichkeit wurden
dürftige und fragwürdige BSE-Informationen präsentiert, weil man der Nation einhämmern
wollte: BSE ist für den Menschen ungefährlich und in Deutschland gibt es keinen Rinderwahn-
sinn. Somit muß vielen Tierärzten, die bereits in den neunziger Jahren klinische BSE-Symptome
gesehen haben, mangelnde Zivilcourage unterstellt werden.

Auffallend ist nun die relativ hohe Zahl klinischer Fälle, die seit Einführung der BSE-Labortests
gemeldet werden. Vor der Anwendung dieser Labor-Schnelltests erlaubten neurologische Sym-
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ptome, harmlose Rinderkrankheiten zu vermuten, mit der Konsequenz, daß das Fleisch dieser
Tiere zum Teil in den Handel gehen konnte. Inzwischen haben Inspektoren des Lebensmittel-
und Veterinäramtes der EU-Kommission in Deutschland erhebliche Untersuchungsmängel auf-
gedeckt. Die Kontrolleure waren von dem Umfang der Untersuchungen beeindruckt, stellten aber
fest, daß es einen hohen Anteil autolysierter Proben gab, die zu falsch-negativen, unkorrekten
Ergebnissen führten. Desweiteren wurde erneut kritisiert, daß die Anzahl der in Deutschland als
klinisch BSE-verdächtig angezeigten Rinder im Vergleich zu anderen Mitgiedsstaaten zu gering
ist.

Die Haltung des Vertuschens und Abwartens bezüglich der BSE- und Creutzfeld-Jakob-
Problematik in Deutschland trägt dazu bei, daß ständig neue Infektionsquellen für Mensch und
Tier entstehen. Nach einem EU-Bericht sollen bereits 118 Mio. Europäer als gefährdet gelten, da
ein einziges BSE-Rind, komplett verarbeitet, nach Expertenmeinung rund 400.000 Konsumenten
exponieren kann. Seit den neunziger Jahren waren BSE-Gefahren für Mensch und Tier bekannt.
Die Zahl der BSE- und Creutzfeldt-Jakob-Opfer nimmt weltweit ständig zu.

Eine Seuche zu bekämpfen ist schwieriger und teurer, je weiter sie um sich greift. Auch weiterhin
werden Interessengruppen verschiedener Art kollidieren. Solange es um eine heilbare Krankheit
geht, kann man eine Kosten-Nutzen-Analyse akzeptieren. Der deutsche BSE-
Bekämpfungskompromiß, der beinhaltet, daß zwar weniger Menschen sterben, aber nicht den
Befall weiterer Opfer verhindert, ist menschenverachtend.

Nach deutschem Recht besteht eine Amtspflicht zur Information und zum Handeln. Nach dem
Grundgesetz ist der Staat verpflichtet, jedes menschliche Leben zu schützen. Diese Schutzpflicht
ist umfassend und gebietet dem Staat, sich schützend vor das Leben seiner Bürger zu stellen.

Nur das aktive Suchen nach frühen Zeichen der Infektion bei Mensch und Tier kann uns die Na-
tur und die Verbreitungswege dieser tödlichen Erkrankungen erhellen. Es erfordert Mut, sich
einfallsreich und zielstrebig mit der aktuellen Problematik auseinanderzusetzen, weil dabei sicher
viele unangenehme Erkenntnisse und Versäumnisse zutage gefördert werden. Aber dieser Mut ist
von den Gesundheitshütern einzufordern.

Ich bin außerordentlich dankbar für die Zuerkennung dieser Auszeichnung. Sie ist nicht nur für
mich eine persönliche Würdigung meiner Arbeit, sondern eine Aufforderung an Fachleute aller
Disziplinen, ähnliches zu wagen.

Ich danke für ihre Aufmerksamkeit.


